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Almosen f�r dieOpfer. War’s das?
Die demokratische Gesellschaft und ihre Vork�mpfer

Von Waldemar Ritter

Deutschland hat den National-
sozialismus und den Kommuni-
smus erlebt; seine demokrati-
sche Zukunft h�ngt davon ab,
ob es gelingt, diese Erfahrun-
gen kritisch zu verarbeiten. In
beiden Diktaturen gab es Wi-
derstand und Menschen mit
Mut, Anstand und Zivilcoura-
ge. In beiden Regimen wurden
Personen, die ganz einfach ihr
Menschenrecht in Anspruch
nahmen, bespitzelt, denunziert
oder in Sippenhaft genom-
men, wurden Demokraten und
Regimegegner verfolgt, inhaf-
tiert, gefoltert und getçtet.
Kinder wurden ihren Eltern
aus politischen Gr�nden weg-
genommen, Sch�lerinnen und
Sch�ler aus politischen Gr�n-
den von hçherer Bildung aus-
geschlossen.

Deutschland hat die beiden totalit�-
ren Diktaturen des zwanzigsten
Jahrhunderts zusammen genommen
„gr�ndlicher ausgekostet“ als alle
�brigen L�nder Europas – �ber die
lange Zeitstrecke von 44 Jahren hin-
weg sogar kontrastierend zur Demo-
kratie im eigenen Lande. Dieser
traurige „Rekord“ hat im Nach-
hinein einen „Vorteil“: unser Land
verf�gt �ber das kompakteste Lehr-
material �ber Diktatur, Widerstand

und Verfolgung. Aber die Chance
wurde verpasst, die Opfer der Dikta-
tur als Vork�mpfer, als gewichtigen
konstituierenden Faktor der Demo-
kratie, zu ehren, zu feiern und aus
ihren im letztlich unbeschreibbaren
Leiden gewonnenen Erkenntnissen
zu lernen: Bildung zur Bew�hrung
in der Demokratie.
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Die W�rdigung des Widerstandes
und der Opfer der SED-Diktatur
liegt im Interesse der demokrati-
schen Gesellschaft und ist von ihr
aus freien St�cken zu erbringen.
Nicht die Betroffenen oder ihre Ver-
b�nde m�ssen in erster Linie das
Wort nehmen, sondern zuallererst
wir, die gesamte Gesellschaft, unse-
re Kulturnation. Die Opfer d�rfen
nicht in die Lage gebracht werden,
um ihre Anerkennung buhlen zu
m�ssen; umgekehrt: Wir haben die
Bringschuld, wir m�ssen ihnen die-
se Anerkennung und Ehrung zu F�-
ßen legen. Das gilt auch f�r finan-
zielle Entsch�digung, die nur ein be-
scheidener Versuch sein kann,
Dankbarkeit zum Ausdruck zu brin-
gen, und nicht ein „gew�hrtes“ Al-
mosen, f�r das sich die Widerst�nd-
ler zu bedanken h�tten.

Siebzehn Jahre nach der Wiederver-
einigung und dem Einigungsvertrag
wird jenen Menschen, die in der
DDR ihre persçnliche Freiheit und
ihr Leben f�r das Recht, f�r die
Menschenrechte, f�r mehr Gerech-
tigkeit, Freiheit und Demokratie ris-
kiert hatten, nicht die Anerkennung
und Ehre zuteil.

Die von den Koalitionsparteien ins
Auge gefasste Regelung besagt,
dass jeder, der mindestens sechs
Monate in der DDR inhaftiert war
und sich in einer „wirtschaftlich
schwierigen Lage“ befindet, eine
„Opferrente“ von monatlich 250
Euro bekommen soll. Das ist finan-
ziell gut f�r die 16000, die das be-
kommen sollen, weil sie aus sozia-
len Gr�nden jeden Euro brauchen.
Mit politischer Kultur hat dies allein
allerdings wenig zu tun. Das Un-
recht der SED-Diktatur hat alle Ver-
folgten betroffen. Es kann nicht
sein, dass diejenigen, die in der Dik-
tatur Widerstand geleistet haben,
noch heute f�r das ihnen angetane
Unrecht mit Mindestrenten und So-
zialhilfe bestraft werden, w�hrend
die T�ter auf Kosten des Steuerzah-
lers �berhçhte Renten erhalten und
ihre Opfer verhçhnen. Menschen,
die in der DDR gefoltert wurden,
erhalten monatlich 118 Euro. Die
Rentennachzahlungen f�r die dem
SED-Staat dienstbaren Personen
kosteten j�hrlich drei Milliarden
Euro, die so genannten „Opferren-
ten“ w�rden nur 71 Millionen kos-

ten. Was wir brauchen, sind nicht
besch�mende Feigenbl�tter, son-
dern neben der Hilfe f�r sozial Be-
d�rftige eine symbolische Ehrenpen-
sion f�r alle Opfer, f�r alle Verfolg-
ten und Widerstandsk�mpfer. Das
Problem unserer Gesellschaft und
unserer Politik ist, dass wir soziale
Trostschn�pse mit politischer Kultur
in unserem Land verwechseln. Diese
Menschen haben Werte gelebt, auf
denen der Staat aufbaut, die er aber
selbst nicht schafft, weil sie dem
Staat ebenso vorgegeben sind wie
alle Menschen- und Grundrechte.

Berlin und Biermann

Es gibt genug Beispiele daf�r, dass
diejenigen, die ihren politischen
Platz dem Grunde nach solch he-
rausragenden Menschen verdanken,
oft genug nicht wissen, was sie tun.
Da ist aus dem Vorstand der grçßten
Fraktion des Berliner Abgeord-
netenhauses und aus der Umgebung
des Regierenden B�rgermeisters zu
hçren gewesen, dass dem ausgeb�r-
gerten Wolf Biermann die Ehren-
b�rgerschaft Berlins nicht verliehen
werden kçnne, weil er Gerhard
Schrçder kritisiert habe. Das wurde
inzwischen von der Gesamtfraktion
mit massiver Mehrheit korrigiert.
Aber es zeigt, welch feudalistische
Denkstrukturen der „Majest�ts-
beleidigung“ aus Kaiser Wilhelms
Zeiten noch immer in Kçpfen von
Abgeordneten oder Parteifunktion�-
ren herumspuken und welche Ge-
schichtsvergessenheit ausgerechnet
in Berlin Platz gegriffen hat. Hier
geht es um eine Dimension, die
den gef�hrlich engen Horizont eini-
ger Berliner Landespolitiker offen-
sichtlich weit �bersteigt: Es geht
um einen hoch politischen K�nstler
von europ�ischem Format, dessen
Zwangsausb�rgerung 1976 einen
gewaltigen Stein ins Rollen brachte
und schließlich den Anfang vom
Ende der SED-Diktatur einl�utete.
Damit erledigt sich freilich die ab-
surde These, wonach die widersin-
nige Regierungskoalition aus einer
demokratischen Partei einerseits
und der PDS andererseits im Lande
Berlin der inneren Einheit der Stadt
diene. Und hier mag ja der tiefere
Grund f�r den provinziellen Wider-
stand gegen die Ehrenb�rgerschaft
gelegen haben.

(Fortsetzung Seite 4)
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(Fortsetzung von Seite 2)

PDS und 68er

Es gibt bei PDS-Anh�ngern und im
Westen bei „68ern“ noch immer
eine tiefe Abneigung, sich mit der
strukturellen Unmenschlichkeit der
DDR auseinander zu setzen. Wie
nach der Nazidiktatur m�ssen wir
weg von diesen Verdr�ngungsappa-
raten und auch von der politischen
Kleingeisterei dieser „68er“, die
trotz der Erfahrung von Hitler und
Stalin die rote Bibel des Massen-
mçrders Mao schwenkten, sich aber
nicht f�r ihre eingekerkerten Lands-
leute in der DDR interessierten.
Diese romantisierenden Wohl-
standsprotestler und im Grunde ver-
klemmten Spießer, die sogar zur
„Praktizierung“ des einfachsten und

schçnsten Menschheitsvergn�gens
eine komplizierte Ideologie brauch-
ten, wie Uschi Obermaier in Buch
und Film wohl zutreffend charakte-
risiert hat, kçnnen nicht verkraften,
dass die Revolution eben nicht in
der alten „BRD“, sondern in der
DDR stattgefunden hat – dass nicht
Freiheit und Demokratie, sondern
der Kommunismus implodierte.

Geschichtsvergessenheit
�berwinden

Die Revolution und ihre Vork�mp-
fer haben ganz Deutschland und
ganz Europa die Freiheit und Ein-
heit ermçglicht, die mit dem Wider-
stand in der DDR, in Polen, in der
Tschechoslowakei und Ungarn be-
gann. Die selbstbewusster werdende
Zivilgesellschaft l�sst es nicht zu,

dass die „68er“ oder einstige Nutz-
nießer kommunistischer Ausbeu-
tung Wolf Biermann schlagen und
alle Verfolgten und Widerst�ndler
meinen. Nun wird die Berliner Eh-
renb�rgerschaft f�r Wolf Biermann
auch zur Ehrenb�rgerschaft f�r alle
Verfolgten der Diktatur, ein Fest
der freien Gesellschaft. Warum ei-
gentlich nicht vor dem Branden-
burger Tor auf dem Platz der Repu-
blik? Vielleicht nutzt Berlin die Bla-
mage, Geschichtsvergessenheit zu
�berwinden und seine zentrale Rolle
als Symbol des Freiheitskampfes
wiederzufinden. Erst dann kann die
Stadt Berlin auch ihrer Hauptstadt-
rolle gerecht werden und zu einer
politisch-kulturellen Atmosph�re in
der ganzen Republik beitragen, in
der die Opfer der Diktatur endlich
zu Hause angekommen sein werden.

Hans von Dohnanyi
Jurist im Widerstand gegen das NS-Regime

Von Hans-J�rgen
Grasemann

In der �ffentlichkeit gilt es als aus-
gemacht, dass Juristen am aktiven
politischen Widerstand gegen das
NS-Regime kaum beteiligt waren.
Dies entspricht jedoch nicht den
Tatsachen. Viele Widerstandsk�mp-
fer waren Juristen, Rechtsanw�lte,
Richter und Notare, die mit dem
Tode bestraft wurden. Einer von ih-
nen war Hans von Dohnanyi, den
der Staat Israel aufgrund der von
ihm unter eigener Lebensgefahr er-
mçglichten Rettung von j�dischen
Mitb�rgern seit 2003 als „Gerechten
unter den Vçlkern“ in der Gedenk-
st�tte Yad Vashem ehrt.

Hans von Dohnanyi gehçrt zu den
zentralen Persçnlichkeiten des deut-
schen Widerstandes gegen die Un-
rechts- und Terrorherrschaft des Na-
tionalsozialismus.

1902 als Sohn eines ungarischen
Komponisten und einer Pianistin in
Wien geboren, wuchs er nach der

Trennung der Eltern in Berlin auf.
Auf dem Grunewald-Gymnasium
lernte er Dietrich und Klaus Bon-
hoeffer kennen, deren Schwester
Christine er 1925 nach dem ersten
Staatsexamen heiratete. 1928 wird
ihr Sohn Klaus geboren, der als
Bundesminister und Erster B�rger-
meister von Hamburg wirkte, 1929
der Sohn Christoph, der einer der
großen Dirigenten geworden ist.
Nach Promotion und Assessor-
examen war Hans von Dohnanyi
von 1929 bis 1939 beim Reichs-
gericht und im Reichsjustizministe-
rium t�tig. 1934 zum Leiter des Mi-
nisterb�ros des deutschnationalen
Reichsjustizministers Franz G�rtner
ernannt, f�hrte er im Einverst�nd-
nis mit G�rtner ein Diensttagebuch,
in dem er offensichtliche Rechtsbr�-
che des NS-Regimes einschließlich
der Verbrechen in den Konzentrati-
onslagern dokumentierte. Abschrif-
ten entnahm er f�r seine private
Sammlung, in der er außerdem Ma-
terialien �ber hohe Staats- und Par-
teifunktion�re aufbewahrte. Hinter-
grund f�r diese T�tigkeit war seine

zunehmend kritische und abwehren-
de Einstellung zum Nationalsozia-
lismus, die aus seiner christlich-li-
beralen Grundhaltung erwuchs.

1938 lernte von Dohnanyi den da-
maligen Oberstleutnant Hans Oster
aus der von Admiral Canaris gelei-
teten Abwehr der Wehrmacht ken-
nen. Beide waren der Auffassung,
dass Hitler beseitigt werden m�sse.
Sie befanden sich damit in �berein-
stimmung mit f�hrenden Milit�rs,
darunter Generaloberst Beck und
General von Witzleben. Eine bereits
vorbereitete Aktion zum Sturz Hit-
lers kam aufgrund der außenpoliti-
schen Entwicklung 1938 nicht zur
Ausf�hrung.

Kurz vor Beginn des Zweiten Welt-
krieges forderte Oster 1939 von
Dohnanyi f�r das Amt Ausland/
Abwehr des Oberkommandos der
Wehrmacht an. Mit Canaris und Os-
ter baute er die Abwehr zu einem
organisatorischen Zentrum des Wi-
derstandes aus und arbeitete an Pl�-
nen f�r einen Umsturz mit. Zu dem

(Fortsetzung Seite 6)



Demokratie
braucht

Demokraten

Zeitzeugen �ußern sich zur Geschichte
der Weimarer Republik und zum Versuch,
die Demokratie vor ihren Feinden zu sch�tzen:
das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold

Eine Video-Dokumentation
des Historikers und Filmemachers
Werner M�ller, Kçln

Die Zeitzeugen in Bild und Ton in einer so nicht wieder-
holbaren Zusammenstellung:
Helmut Albracht, Ernst Fahlbusch, Adalbert Kalbitzer,
Heinrich Koth, Walter Schrçder, Susanne Miller, Anne-
marie Renger, Heinrich Schleicher, Volkmar Z�hlsdorff.

Die inhaltsreiche DVD ist f�r Leser von FREIHEIT UND RECHT

kostenlos. Bestellung mit gut lesbarer Adressenangabe per
Briefpost oder Fax an:

ZDWV, Postfach 120617, 53048 Bonn
Fax Nr. 01888 / 9100 – 842

oder an die Redaktion, Telefon: 089 / 1576813
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(Fortsetzung von Seite 4)

Widerstandkreis gehçrten außerdem
Dietrich Bonhoeffer, Ludwig Geh-
re, Karl Ludwig von Guttenberg,
Justus Delbr�ck und Ulrich von
Hassel. Von Dohnanyi leitete Be-
richte �ber Deportationen und Mas-
senvernichtungen von Juden an hç-
here Milit�rs weiter, um diese zum
Einschreiten zu bewegen. In einem
vom Amt Ausland/Abwehr durch-
gef�hrten „Unternehmen Sieben“
wurde 1942 als Juden verfolgten
Berliner Rechtsanw�lten mit ihren
Familienangehçrigen als angebliche
Agenten die Flucht in die Schweiz
ermçglicht. Bei einem geheimen
Besuch in der Schweiz hatte von
Dohnanyi die Aufnahme der Fl�cht-
linge vorbereitet.

Unter dem Vorwand des Devisen-
vergehens wurde von Dohnanyi zu-
sammen mit seiner Ehefrau im April
1943 verhaftet. Obwohl infolge ei-
ner Diphterie-Erkrankung nahezu
vollst�ndig gel�hmt, blieb er auch
�ber den 20. Juli 1944 hinaus in
Haft. Nach dem missgl�ckten At-
tentat auf Hitler wurde die Wider-
standsgruppe um Canaris vor allem
aufgrund des Auffindens der „Zos-
sener Akten“ ermittelt und fest-
genommen. Von Dohnanyi wurde
im August 1944 aus dem Seuchenla-
zarett Potsdam in das KZ Sachsen-
hausen bei Oranienburg verlegt.
Die Ende 1944 abgeschlossenen Er-
mittlungen endeten mit der Feststel-
lung: „Der Sonderf�hrer von Doh-
nanyi begr�ndet seine Ablehnung
des Nationalsozialismus mit angeb-
licher Rechtswillk�r sowie mit dem
Vorgehen des Nationalsozialismus
in der Juden- und Kirchenfrage.“

Nach einem zweiten Zossener Ak-
tenfund, bei dem die Tageb�cher
von Canaris entdeckt worden wa-
ren, befahl Hitler in einem Wut-
anfall am 5. April 1945, die Ver-
schwçrer sofort „zu vernichten“.
Kaltenbrunner, nach Heydrich Chef
des RSHA, ordnete daraufhin an,
gegen Canaris, Oster, Sack, Gehre
und Bonhoeffer sowie gegen von
Dohnanyi „SS-Standgerichtsverfah-
ren“ durchzuf�hren.

Entsprechend dieser Anordnung
fand am 6. April 1945 im KZ Sach-
senhausen die Verhandlung gegen
von Dohnanyi statt, der auf einer
Trage liegend vor dem Gerichtstisch

abgestellt wurde. Das Gericht war
mit 3 SS-F�hrern, darunter der La-
gerkommandant, besetzt. Ankl�ger
war der Regierungsdirektor und SS-
Standartenf�hrer Huppenkothen.
Von der Hinzuziehung eines Vertei-
digers und eines Protokollf�hrers
wurde abgesehen. Hans von Dohna-
nyi wurde wegen „Hoch- und
Kriegsverrats“ zum Tode verurteilt
und vermutlich noch am selben Tag
in Sachsenhausen getçtet. Admiral
Wilhelm Canaris, General Hans Os-
ter, Heereschefrichter Karl Sack,
Pastor Dietrich Bonhoeffer und
Hauptmann Ludwig Gehre wurden
am 8. April 1945 im KZ Flossen-
b�rg ebenfalls von einem SS-Stand-
gericht mit Huppenkothen als An-
kl�ger zum Tode verurteilt. Im Mor-
gengrauen des 9. April 1945 wurden
die f�nf H�ftlinge bewusst entw�r-
digend in vçllig nacktem Zustand
durch Erh�ngen hingerichtet.

Durch eine Entscheidung des Land-
gerichts Berlin vom 1. August 1996
wurde der �ffentlichkeit bekannt,
dass das Todesurteil von Flossen-
b�rg bereits aufgrund des bayeri-
schen Gesetzes Nr. 21 vom 28. Mai
1946 zur Wiedergutmachung straf-
rechtlichen NS-Unrechts mit Wir-
kung f�r das gesamte Bundesgebiet
aufgehoben worden war. Obwohl
diese Gesetzeslage eine Gerichts-
entscheidung in der Sache nicht zu-
ließ, hat die Berliner Strafkammer
sich eine eigene Wertung nicht ver-
sagt. Weil das Verfahren in Flossen-
b�rg nicht zur Rechtsanwendung
durch unabh�ngige Richter, sondern
der Rache an und der Vernichtung
von Gegnern des Nationalsozialis-
mus unmittelbar vor dessen Unter-
gang gedient habe, w�re das Urteil
des SS-Standgerichts auch nach
dem Berliner Gesetz zur Wieder-
gutmachung nationalsozialistischen
Unrechts auf dem Gebiet des Straf-
rechts vom 5. Januar 1951 auf-
zuheben gewesen, denn den Macht-
habern sei es allein darum ge-
gangen, Bonhoeffer und seine Mit-
streiter wegen ihres Widerstandes
gegen die Diktatur auszuschalten
und zu vernichten. Der Zweck des
Standgerichtsverfahrens habe nicht
darin bestanden, die Wahrheit zu er-
forschen und Recht und Gerechtig-
keit walten zu lassen. Vielmehr sei
es darum gegangen, die aufgrund ih-
rer Widerstandst�tigkeit unbequem

gewordenen H�ftlinge unter dem
Schein eines gerichtlichen Verfah-
rens, das de facto unter Missachtung
aller Grunds�tze eines rechtsstaatli-
chen Verfahrens stattfand, beseiti-
gen zu kçnnen.

Im Gegensatz zum lediglich dekla-
ratorischen „Bonhoeffer-Beschluss“
bedurfte es im Fall Hans von Doh-
nanyis wegen abweichender Geset-
zeslage einer Gerichtsentscheidung
mit konstitutiver Wirkung. Vor 10
Jahren, am 2. Juni 1997, hat das
Landgericht Berlin auf Antrag der
Staatsanwaltschaft das Todesurteil
gegen von Dohnanyi aufgehoben
und ihn rehabilitiert.

So positiv die Aufnahme der beiden
Entscheidungen des Berliner Land-
gerichts in den Medien und der poli-
tischen �ffentlichkeit war, nannten
kritische Stimmen es unnçtig, die
M�rtyrer der NS-Zeit, die im Kampf
gegen Hitler-Deutschland ihr Leben
ließen, zu rehabilitieren. Denn es
gebe nichts Ehrenvolleres, als sein
Leben im Widerstand eingesetzt und
geopfert zu haben. Klaus von Dohna-
nyi nannte die Rehabilitierung gar
ein „absurdes Ziel“, weil die Ermor-
deten keiner Rehabilitation mehr be-
d�rften. Die Geschichte habe Bon-
hoeffer, Dohnanyi und die anderen
Mitstreiter l�ngst rehabilitiert.

�hnliche Gedanken hat Fritz Bauer
als Generalstaatsanwalt schon 1952
im Braunschweiger „Remer-Pro-
zess“ ausgef�hrt: „Was die Wider-
standsk�mpfer vollbracht haben,
war das grçßte nationale Aktivum,
mit dem wir Deutschen am Ende
des Krieges den Alliierten ent-
gegentreten konnten. Es war das
einzige Aktivum, das wir ins Feld
f�hren konnten, als die Kollektiv-
schuld uns ins Gesicht geschleudert
wurde. Es war ein Aktivum, das wir
dem Widerstandskampf und nur
ihm verdanken… Die Staatsanwalt-
schaft ist �berzeugt, dass es aus-
geschlossen ist, irgendeinem Teil-
nehmer am 20. Juli in irgendeinem
Sinne vorzuwerfen, er habe den
Vorsatz gehabt, Deutschland zu
schaden. Einziges Ziel ihrer Hand-
lungen war, Deutschland zu retten.
Um dessentwillen kommt der Tat-
bestand des Landesverrats nicht zur
Anwendung… Ein Unrechtsstaat,
der t�glich zehntausende Morde be-
geht, berechtigt jedermann zur Not-
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wehr… Ein Unrechtsstaat wie das
Dritte Reich ist �berhaupt nicht
hochverratsf�hig.“

Fritz Bauers Pl�doyer hat uns ein
beeindruckendes und schçnes Bild
hinterlassen: „Die Menschen in den
Konzentrationslagern und die Men-
schen außerhalb der Konzentrati-

onslager haben den Samen der neu-
en Demokratie ges�t. Die Alliierten
haben den Stein entfernt, der verhin-
derte, dass dieser Samen zum Licht
emporkam. Als aber die Alliierten
den Stein entfernten, da wuchs die-
ser Samen. Dieser Samen war nicht
ges�t von den Alliierten, dieser Sa-

men war von den deutschen Wider-
standsk�mpfern ges�t.“

Einer von ihnen war Reichsgerichts-
rat Hans von Dohnanyi, vor 62 Jah-
ren ermordet von Verbrechern, die
sich Richter nannten, vor 10 Jahren
endlich auch justizfçrmig rehabi-
litiert.

NPD zwischen Erfolgen und Niederlagen
Externe und interne Bedingungsfaktoren f�r die R�ckkehr
des parteipolitischen Rechtsextremismus – 14 Thesen

Von Armin
Pfahl-Traughber

1. „9,2 und 1,9 Prozent“ lautete der
Titel eines Artikels in dem rechts-
extremistischen Strategie- und
Theorieorgan „Nation und Europa“
(Nr. 4/2005). Die Zahlen bezogen
sich auf die Wahlergebnisse der
NPD in Sachsen 2004 und in Schles-
wig-Holstein 2005. Erg�nzend
kçnnte man 0,9 Prozent f�r Nord-
rhein-Westfalen 2005 und 7,3 Pro-
zent der Stimmen f�r Mecklenburg-
Vorpommern 2006 hinzuf�gen. Wie
erkl�ren sich die seit 1968 erstmals
wieder zu konstatierenden Erfolge
bei den Landtagswahlen in Ost-
deutschland? Warum standen ihnen
in Westdeutschland Wahlnieder-
lagen gegen�ber? Diesen Fragen
wollen die folgenden Thesen nach-
gehen, wobei externe, also gesamt-
gesellschaftliche, und interne, also
auf die NPD bezogene, Faktoren un-
terschieden werden. Dem folgen
Betrachtungen zu den Schw�chen
und Widerspr�chen im Rechtsextre-
mismus.

Interne Faktoren

2. Soziale Themen werden im
rechtsextremistischen Kontext pro-
pagiert. Im letzten Drittel der
1990er Jahre zeichnete sich bei der
NPD eine Schwerpunktverlagerung
der Agitation ab. Statt die apologeti-
sche oder verharmlosende Deutung

des Nationalsozialismus ins Zen-
trum zu stellen, griff man seit dem
verst�rkt sozial- und wirtschafts-
politische Themen im rechtsextre-
mistischen Sinne auf. Strategen der
Partei forderten eine „Nationalisie-
rung der sozialen Frage“. Damit
soll der in der Gesellschaft teilweise
vorhandene Unmut �ber Projekte
wie „Agenda 2010“ oder „Hartz
IV“ angesprochen und in einem
meist fremden- und systemfeind-
lichen Sinne ideologisiert werden.
�hnlich wie erfolgreiche rechts-
extremistische Parteien in Europa
erkannte man, dass in der Themati-
sierung von Gegenwartsfragen eine
wichtige Voraussetzung f�r Wahl-
erfolge besteht.

3. Die NPD setzt auf b�rgerliches
Auftreten in der �ffentlichkeit. Um
weg von ihrem Negativ-Image zu
kommen, bem�ht sich die Partei
verst�rkt um eine seriçse Pr�sentati-
on. Ihre Strategen behaupten, man
sei „b�rgern�her und politikf�higer
denn je“. Durch einen „moderaten
Ton, ziviles Auftreten“ habe man
vielerorts die „Ber�hrungs�ngste
des Normalb�rgers“ deutlich abge-
senkt („Deutsche Stimme, Nr. 5/
2006). Bezogen auf bestimmte Re-
gionen und in der Tendenz treffen
derartige Einsch�tzungen f�r Teile
der ostdeutschen Provinz durchaus
zu. Dort gelangen der Partei selbst
Wahlerfolge in Gebieten, die gerade
nicht als Krisenregionen gelten,
aber çffentlich engagierten NPD-

Politikern als Wirkungsfeld dienen.
Die Bedeutung derartiger Einzel-
personen veranschaulicht exem-
plarisch die Situation in der Klein-
stadt Anklam oder der S�chsischen
Schweiz.

4. Im kommunalen Bereich wird
mitunter engagierte Basisarbeit ge-
leistet. Einschl�gige Aktivit�ten be-
ruhen auf der Erkenntnis, dass die
regionale Verankerung die Voraus-
setzung f�r eine l�ngerfristige Etab-
lierung als politische Kraft ist. Hier-
zu gehçrt etwa die Gr�ndung von
B�rgerinitiativen mit Bezeichnun-
gen wie „Schçner wohnen in An-
klam“ oder „Schçner wohnen in
Wolgast“, womit man sich gegen
den Zuzug von Ausl�ndern wendet.
Außerdem engagierte sich die NPD
bereits fr�h gegen den Abbau von
Braunkohle im Raum L�btheen.
Ein Bundesvorstandsmitglied mit
neonazistischem Vorlauf (Thomas
Wulff) lies sich in den Kreiseltern-
rat in Ludwigslust w�hlen. Außer-
dem veranstaltet man Kinder- und
Sommerfeste. Derartiges gelingt
der NPD zwar nur regional und
nicht fl�chendeckend, es soll aber
dem Beginn einer derartigen Ent-
wicklung dienen.

5. Spezifische Kultur- und Politik-
angebote zielen auf junge Men-
schen. Sowohl die Mitglieder- wie
W�hlerstruktur der NPD weist eine
auff�llige Besonderheit auf: Ange-
hçrige der Altergruppe zwischen 18
und 24 Jahren sind besonders stark
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vertreten. Dieses Wissen f�hrte bei
den Strategen der Partei zu einer
Konzentration auf junge Menschen,
wof�r im Wahlkampf etwa die Ver-
wendung rechtsextremistischer Mu-
sik-CDs steht. Dar�ber hinaus ver-
sucht man mit Freizeitangeboten
(Fußballturniere, Radtouren, Zelt-
lager etc.) vor allem in den ostdeut-
schen L�ndern junge Menschen an-
zusprechen. Regional bildeten sich
eigene rechtsextremistische Jugend-
kulturen mit entsprechendem Outfit
heraus. Angesichts des Fehlens al-
ternativer Angebote, sei es in Ge-
stalt offizieller Jugendarbeit oder
anderer Jugendkulturen, bestehen
dort besonders gute Mçglichkeiten
f�r die Agitation der NPD.
6. Die erfolgreiche B�ndnispolitik
ermçglicht eine Konzentration der
Kr�fte. Die aktuelle Entwicklung in
unterschiedlichen Teilen des
Rechtsextremismus deutet zumin-
dest eine teilweise Aufhebung der
fr�heren Konkurrenz und Zersplitte-
rung an. Die DVU schloss mit dem
„Deutschland-Pakt“ l�ngerfristige
Vereinbarungen zu Wahlabspra-
chen mit der NPD, die Neonazi-Sze-
ne unterst�tzt zumindest zu bedeu-
tenden Teilen die Partei. Gerade im
Wahlkampf in Mecklenburg-Vor-
pommern konnte der dort nur
250 Personen starke Landesverband
auf deren Unterst�tzung z�hlen. Be-
deutende Aktivisten der Neonazi-
Szene traten mittlerweile der Partei
bei und nehmen teilweise f�hrende
Funktionen oder wichtige Mandate
ein. Auch das Engagement von an-
deren Rechtsextremisten f�r die
NPD und der Bedeutungsverlust
von DVU und REP deutet auf eine
B�ndelung der Potentiale um die
Partei hin.

Externe Faktoren

7. Das Wahlverhalten stellt eine Re-
aktion von Teilen der Unterschich-
ten dar. Betrachtet man die soziale
Zusammensetzung der NPD-W�h-
ler, so fallen einige Besonderheiten
auf: Es handelt sich insbesondere
um m�nnliche Jungw�hler mit for-
mal geringer und mittlerer Bildung,
die zu großen Teilen Arbeiter oder
Arbeitslose sind. Außerdem w�hl-
ten sie �berdurchschnittlich stark
die Partei aufgrund ihres Unmutes
�ber die angeblichen und tats�ch-

lichen Folgen der sozial- und wirt-
schaftspolitischen Reformen. Genau
auf diese Themenfelder hatte die
NPD jeweils in ihren Wahlk�mpfen
gesetzt. Zwar konnte die Partei aus
nahezu allen Bevçlkerungsschich-
ten Stimmen mobilisieren, der ein-
deutige Schwerpunkt liegt aller-
dings im Bereich der unteren sozia-
len Schichten. Arbeitslosigkeit und
Perspektivlosigkeit stellen zwar
nicht den alleinigen, aber einen
wichtigen Bedingungsfakor dar.

8. Die Zustimmung der Bevçlke-
rung zur Demokratie sinkt. Mehrere
Umfragen aus j�ngster Zeit belegen
diesen Trend: Laut einer Befragung
des Wissenschaftszentrums Berlin
von 2006 stimmen der Frage „Ist
die Demokratie die beste Staats-
form?“ zwar noch 71 Prozent der
West-, aber nur noch 38 Prozent
der Ostdeutschen zu. Nach dem
ARD-“Deutschlandtrend“ ebenfalls
von 2006 �ußerten mit 51 Prozent
erstmals mehr als die H�lfte der Be-
fragten, sie seien mit der Art und
Weise, wie die Demokratie in
Deutschland funktioniere, nicht zu-
frieden. Positiven Urteilen im Wes-
ten mit 53 Prozent standen nur
32 Prozent im Osten gegen�ber.
Zwar muss sich dieser Trend nicht
notwendigerweise in dem Votum
f�r die NPD artikulieren. Die Be-
reitschaft, sie zu w�hlen, d�rfte
aber in einem �hnlichen Maße stei-
gen, wie sich Menschen von der De-
mokratie abwenden.

9. Es besteht ein relevantes rechts-
extremistisches Einstellungspoten-
zial. Zwar h�ngen sowohl die Unzu-
friedenheit mit der Demokratie wie
das Wahlverhalten zugunsten der
NPD mit der Wahrnehmung der so-
zialen Situation zusammen. Gleich-
wohl darf dabei die inhaltliche �ber-
einstimmung mit den Positionen der
rechtsextremistischen Partei nicht
ignoriert werden. Laut unterschiedli-
chen Umfragen l�sst sich ein ent-
sprechendes Potenzial in der Bevçl-
kerung – in Gestalt von Mentalit�ten
und Orientierungen – auf zwischen 6
und 17 Prozent beziffern. Hierzu ge-
hçren ebenso �ltere Menschen, die
bislang von der NPD nur weit unter-
durchschnittlich als W�hler gewon-
nen werden konnten. Kommen Ideo-
logie und Unmut zusammen, droht
ein noch st�rkeres Wahlverhalten zu-

gunsten rechtsextremistischer Par-
teien – auch aus anderen sozialen
Bereichen und Schichten.
10. Im Osten besteht eine geringere
politische Sensibilit�t. Hier wirkt
noch ein unterschiedlicher gesell-
schaftlicher Umgang mit dem Na-
tionalsozialismus nach: Die DDR
plakatierte zwar, ein antifaschisti-
scher Staat zu sein, vermied aber
aus Gr�nden der Regimesicherung
eine wirkliche gesellschaftliche
Auseinandersetzung mit dem The-
ma. Derartiges erfolgte in der alten
Bundesrepublik, wenn auch in Br�-
chen und Schwankungen. Gleich-
zeitig setzte man sich intensiver mit
dem Ph�nomen Rechtsextremismus
auseinander, das in der DDR als ge-
sellschaftliche Erscheinungsform
geleugnet wurde. Nach der Wieder-
vereinigung sah man im kritischen
Hinweis auf fremdenfeindliche Ge-
walttaten oder neonazistische Grup-
pen vielfach eine indirekte Herab-
w�rdigung des Ostens, was nicht
selten zu einer Ignoranz gegen�ber
dem dortigen Rechtsextremismus in
Gesellschaft und Politik f�hrte.
11. Die etablierten Parteien sind in
der ostdeutschen Provinz kaum pr�-
sent. Sie konnten in den Jahren seit
der Wiedervereinigung keine – zu-
mindest lange Zeit im Westen beste-
hende – enge Parteibindung vie-
ler W�hler bewirken. Dadurch er-
schwerte sich im Osten der Aufbau
entsprechender Strukturen, die allen-
falls in grçßeren St�dten besser ent-
wickelt sind. In l�ndlicheren Regio-
nen fehlen sie, das Feld bleibt somit
anderen Kr�ften �berlassen. Genau
diese Situation nutzte die NPD in ih-
ren Wahlk�mpfen in Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen, indem
die Partei mit aufwendigen Plakat-
aktionen auf sich aufmerksam mach-
te. Im Unterschied zu den demo-
kratischen Parteien, die kaum ei-
nen inhaltlichen Wahlkampf f�hrten,
sprach die NPD dabei relevante The-
men wie Arbeitslosigkeit, Mehrwert-
steuererhçhung oder Schulschlies-
sungen an.

Ost-West-Vergleich,
Schw�chen der NPD,
Gegenstrategien

12. Im Osten besteht die Mçglich-
keit von weiteren NPD-Wahlerfol-
gen. Sie ergibt sich einerseits durch
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die weitaus bessere organisatorische
Entwicklung und personelle Ver-
ankerung der Partei, die engere Ko-
operation mit der Neonazi- und
Skinhead-Szene und die st�rkere ge-
sellschaftliche Verankerung. Ande-
rerseits treibt die soziale Situation
mit hoher Arbeitslosigkeit und
schlechten Zukunftsperspektiven,
der damit verbundene Unmut �ber
die etablierte Politik sowie das Feh-
len von gesellschaftlichen Gegen-
kr�ften den Rechtsextremisten
W�hler zu. Dieser Unterschied er-
kl�rt auch zu großen Teilen, warum
die NPD bei den letzten Landtags-
wahlen im Osten Erfolge und im
Westen Niederlagen zu verzeichnen
hatte. Offenbar will man �ber die
Etablierung als ostdeutsche l�nger-
fristig auch die Etablierung als
gesamtdeutsche Wahlpartei bewir-
ken.

13. Der Blick auf die Erfolge der
NPD darf ihre Schw�chen nicht aus-

blenden. Immerhin handelt es sich
hier um keine Massenpartei, verf�gt
sie doch �ber lediglich zwischen
5.000 und 6.000 Mitglieder. Selbst
wenn man das unmittelbare Umfeld
aus DVU-Anh�ngern, Neonazis
und Skinheads hinzuz�hlt, handelt
es sich noch nicht um eine wirklich
bedeutsame politischen Kraft. Dar�-
ber hinaus bestehen f�r die gesell-
schaftliche Akzeptanz und kontinu-
ierliche Wahlerfolge noch erhebli-
che Schw�chen: Die Partei verf�gt
hinsichtlich der vorzeigbaren Funk-
tion�re nur �ber eine schwache Per-
sonaldecke, die offen pro-nazisti-
sche Orientierung verstçrt viele
potentielle W�hler, konkrete Alter-
nativen zu den kritisierten gesell-
schaftlichen Problemen kann man
nicht benennen, das Verh�ltnis zu
den neonazistischen B�ndnispart-
nern ist teilweise konfliktbeladen.

14. Aus den Schw�chen ergeben
sich Elemente einer Gegenstrate-

gie: Gerade die aggressiv-anti-
demokratische und pro-nazistische
Ideologie erlaubt es, den extremis-
tischen Charakter der NPD gegen-
�ber der Bevçlkerung klarer zu ver-
deutlichen. Auch bieten die intel-
lektuellen und programmatischen
Defizite der Partei und ihrer Funk-
tionstr�ger gute Ankn�pfungspunk-
te f�r eine çffentliche Kritik. Bei-
des setzt eine ausf�hrlichere inhalt-
liche Auseinandersetzung voraus.
Vergleichend betrachtet d�rfte ein
solcher Umgang mit der NPD ein-
facher als mit erfolgreichen rechts-
extremistischen Wahlparteien im
Ausland sein. Gegenstrategien m�s-
sen sich aber auch auf die ge-
samtgesellschaftliche Ebene bezie-
hen: Die etablierte Politik sollte
sowohl das Vorhandensein des
rechtsextremistischen Einstellungs-
potenzials als auch der sozialen
Probleme st�rker zur Kenntnis neh-
men.

Treuteutsch fest im alten Dogma
Ein analytischer Blick in das neue DKP-Programm

Von Armin
Pfahl-Traughber
Am 8. April 2006 gab sich die
„Deutsche Kommunistische Par-
tei“ (DKP) anl�sslich ihrer 2. Ta-
gung des 17. Parteitages ein neues
Programm. Es lçst das vorherige
ab, welches 1978 noch zur Zeit
des „real existierenden Sozialis-
mus“ der DDR verabschiedet
wurde. Wie verarbeitete nun die
DKP die Entwicklung seit
1989/1990? L�sst sich ein politi-
scher Lernprozess ausmachen?
N�hert sich die Partei demokrati-
schen Positionen an? Oder bleibt
sie ihrem traditionellen marxis-
tisch-leninistischen Dogmatismus
verhaftet? Diese Fragen sollen in
der folgenden Erçrterung anhand
des Programmtextes beantwortet
werden. Bei der damit verbunde-
nen Analyse geht es aus einer ex-

tremismustheoretischen Perspek-
tive um vier Gesichtspunkte:

1. Das marxistisch-leninisti-
sche Selbstverst�ndnis

Welches Sozialismusverst�ndnis
vertritt nun die DKP in ihrem Pro-
gramm? Dort heißt es: „Fundament
und politischer Kompass der Politik
der DKP sind die von Marx, Engels
und Lenin begr�ndeten und von an-
deren Marxistinnen und Marxisten
weitergef�hrten Erkenntnisse des
wissenschaftlichen Sozialismus, der
materialistischen Dialektik, des his-
torischen Materialismus und der Po-
litischen �konomie.“ Und weiter:
„Unter der Voraussetzung des ge-
sellschaftlichen Eigentums an den
Produktionsmitteln und der gesamt-
gesellschaftlichen Planung der Pro-
duktion kann in einem l�ngeren his-
torischen Prozess eine Ordnung
menschlichen Zusammenlebens ent-

stehen, ‚worin die freie Entwick-
lung eines jeden die Bedingung f�r
die freie Entwicklung aller ist‘ (K.
Marx/F. Engels …).“ (S. 4 f.)

Dar�ber hinaus finden sich im Pro-
gramm keine genaueren Erl�uterun-
gen zum eigenen Sozialismusver-
st�ndnis. Unmittelbar vor den zitier-
ten S�tzen ist die Rede von der
„Zerstçrung des Sozialismus in Ost-
europa“ (S. 4), welche als bisher
tiefste Niederlage empfunden wer-
de. An einer anderen Stelle f�hrt
man diese Entwicklung u.a. darauf
zur�ck, dass „vor allem auch in der
KPdSU – revisionistische Kr�fte
die �berhand“ (S. 28) gewannen.
Trotz einiger eingeschr�nkt kriti-
scher Anmerkungen zu dem „real
existierenden Sozialismus“ in Ost-
europa h�lt die DKP somit die dorti-
gen damaligen Gesellschaftsord-
nungen f�r den Sozialismus, der
auch von ihr nach wie vor eingefor-
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dert wird. Demgegen�ber sieht die
Partei offenbar in der mit dem Na-
men Gorbatschow verkn�pften Ent-
wicklung in der Sowjetunion eine
Abweichung vom „wirklichen So-
zialismus“.

2. Die �berwindung des
„Kapitalismus“ als Ziel

Zur beabsichtigten �berwindung
des Kapitalismus heißt es: „Nur der
revolution�re Bruch mit den kapita-
listischen Macht- und Eigentums-
verh�ltnissen beseitigt letztendlich
die Ursachen von Ausbeutung und
Entfremdung, Krieg, Verelendung
und Zerstçrung unserer nat�rlichen
Umwelt.“ (S. 3) Die Durchsetzung
der elementaren Menschenrechte
sei nur in einer Gesellschaft auf Ba-
sis des Gemeineigentums an Pro-
duktionsmitteln mçglich. Hierbei
handele es sich um den Sozialismus
als erste Phase der kommunisti-
schen Gesellschaftsformation. Und
an einer anderen Stelle heißt es:
„Der Sozialismus kann nicht auf
dem Weg von Reformen, sondern
nur durch tief greifende Umgestal-
tungen und die revolution�re �ber-
windung der kapitalistischen Eigen-
tums- und Machtverh�ltnisse er-
reicht werden.“ (S. 28)
In diesen beiden Zitaten fordert man
als Mittel f�r den �bergang vom Ka-
pitalismus zum Sozialismus deutlich
eine Revolution, also einen gewalt-
t�tigen Akt zur grundlegenden Ver-
�nderung eines gesellschaftlichen
oder politischen Systems. In diesem
Sinne verstanden auch Marx, Engels
und Lenin – auf alle drei bezieht
sich die DKP in ihrem Programm
ausdr�cklich – diesen Terminus. Be-
r�cksichtigt man außerdem das Ver-
st�ndnis von Reform und Revolution
im Sprachgebrauch der kommunisti-
schen Bewegung, so best�tigt sich
dieser Eindruck noch. Zwar ist die
stark �beralterte und lediglich zwi-
schen 4000 und 5000 Mitglieder
starke Partei sicherlich nicht ansatz-
weise zu einem solchen Schritt in
der Lage. Im politischen Selbstver-
st�ndnis beabsichtigt man so etwas
aber sehr wohl.

3. Ideen- und realgeschicht-
liche Selbstverortungen

Zu historischen Selbstverortungen
heißt es: „Die weltanschauliche

Grundlage f�r die sozialistische
Zielsetzung der DKP ist der wissen-
schaftliche Sozialismus, die Theorie
von Marx, Engels und Lenin.“
(S. 21) Und weiter: „Die DKP steht
in der Tradition der kommunisti-
schen Bewegung. Sie ist hervor-
gegangen aus demmehr als 150-j�h-
rigen Kampf der deutschen und in-
ternationalen Arbeiterbewegung ge-
gen kapitalistische Ausbeutung und
Unterdr�ckung … Die DKP kn�pft
an die Tradition des ‚Bundes der
Kommunisten‘, der revolution�ren
Sozialdemokratie, des Spartakus-
bundes und der KPD an. … Sie
k�mpft im Geiste und im Sinne von
August Bebel, Wilhelm Liebknecht,
Franz Mehring, Rosa Luxemburg,
Karl Liebknecht, Clara Zetkin,
Ernst Th�lmann, Wilhelm Pieck
und Max Reimann.“ (S. 44)
Demnach beruft sich die DKP aus-
dr�cklich auf Lenin, der nach dem
Stand der aktuellen Forschung hin-
sichtlich seiner Repressionspolitik
als Vorl�ufer und Wegbereiter Sta-
lins einzusch�tzen ist. Betrachtet
man allerdings noch die anderen
Bezeichnungen und Namen, so f�llt
auch ein positives Verh�ltnis zu der
pro-stalinistischen Phase der Ge-
schichte des Kommunismus in
Deutschland auf. Mit Pieck, Rei-
mann, Th�lmann und Zetkin be-
nennt die DKP politische Vorbilder,
die aktiv die KPD-Politik im Auf-
trag Stalins mitgetragen haben.
Gleichzeitig bekennt sie sich auch
offen dazu, an die Tradition der Par-
tei in diesen Phasen anzukn�pfen.
Mit einer derartigen Selbstverortung
steht die DKP in eindeutigem Ge-
gensatz zu den Normen und Regeln
des demokratischen Verfassungs-
staates.

4. Das Bild vom „real existie-
renden Sozialismus“ der
DDR

Und zum SED-Staat heißt es: „Die
DDR, ihr konsequenter Antifaschis-
mus, ihr Eintreten f�r Frieden, Ent-
spannung und Abr�stung sowie die
Verwirklichung elementarer sozia-
ler Grundrechte gehçren zu den
grçßten Errungenschaften der deut-
schen Arbeiterbewegung und sein
Teil des humanistischen Erbes in
Deutschland.“ (S. 25) Und weiter:
„Die DKP stand an der Seite der

DDR, jenes Staates, in dem 40 Jahre
lang die Macht der Konzerne und
Banken beseitigt war, jenes Staates,
der als einziger in der bisherigen
deutschen Geschichte konsequent
f�r Frieden und gegen Krieg eintrat,
der konsequent Solidarit�t mit den
Vçlkern der Entwicklungsl�nder
�bte und der konsequent antifa-
schistisch war.“ (S. 45) �ber die
Gr�nde f�r den Niedergang der
DDR habe man noch keine abschlie-
ßenden Erkl�rungen gefunden.
Zwar bemerkt man dar�ber hinaus,
dass die „staatliche Durchdringung
aller Bereiche der Gesellschaft …
die Eigeninitiative gehemmt“ habe
und die „gesellschaftlichen Verh�lt-
nisse zunehmend erstarrten“. Aber
eine wirkliche Auseinandersetzung
mit den Bedingungsfaktoren f�r die-
se Entwicklung findet man nicht.
Allenfalls wird auf die „dauernde
�ußere Bedrohung durch die impe-
rialistischen M�chte“ und das „Er-
gebnis der �ußeren und inneren
Konterrevolution“ (S. 26 f.) verwie-
sen. Gerade die diktatorische Kom-
ponente der DDR, die keine freie
und offene inner-marxistische Dis-
kussion ermçglichte, findet noch
nicht einmal ansatzweise eine kriti-
sche Kommentierung. Statt dessen
lobt man die dortige Diktatur als
„Teil des humanistischen Erbes in
Deutschland“.

Zusammenfassung

Bilanzierend betrachtet zeigen Aus-
z�ge und Kommentare aus dem
neuen Parteiprogramm der DKP,
dass die Partei sich hinsichtlich ihrer
ideologischen Ausrichtung kaum ge-
�ndert hat. Zwar findet man im Text
einige eingeschr�nkt und verhalten
kritische Anmerkungen zur politi-
schen Entwicklung in der DDR.
Dem steht aber das Bekenntnis zur
Politik dieser kommunistischen Dik-
tatur und zur pro-stalinistischen Tra-
ditionslinie im deutschen Kom-
munismus gegen�ber. Die mitunter
im Programm enthaltenen Selbst-
zuschreibungen als „demokratisch“
kçnnen daher als bloße „Lippenbe-
kenntnisse“ gelten. Eine Anerken-
nung der Normen und Regeln des
demokratischen Verfassungsstaates
l�sst sich somit nicht feststellen: Die
DKP bleibt eine extremistische Par-
tei marxistisch-leninistischen Typs.
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Ein vergessenes Schicksal
Die Tçtung eines DDR-Grenzsoldaten durch seinen Kameraden

Von Hans-J�rgen
Grasemann

Zu den Opfern des DDR-Grenz-
regimes z�hlen auch Grenzsoldaten,
die durch Kameraden bei deren
Flucht erschossen wurden. Die f�r
die T�ter nach ihrer Flucht zust�ndig
gewordenen westdeutschen Strafge-
richte haben zwar ausnahmslos den
Grundsatz vertreten, dass ein frem-
des Menschenleben nicht der Preis
der eigenen Freiheit sein kann und
dass einem DDR-Grenzsoldaten, der
sich den Weg nach Westen „frei-
schiesst“, nicht von vornherein Not-
wehr oder Notstand zugebilligt wer-
den kann. Doch wurden auch die per-
sçnliche Bedr�ngnis, Unreife und
bisherige Unbescholtenheit im Ein-
zelfall ber�cksicht. Das auch inso-
weit in jeder Hinsicht tragische Ge-
schehen gehçrt ebenfalls zur Bilanz
des Grenzregimes der DDR.

Einer jener F�lle, die im Gegensatz
zur Tçtung von DDR-Fl�chtlingen
durch Anwendung des „Schiess-
befehls“ weniger Anteilnahme in
der breiten �ffentlichkeit auslçsten,
geschah 1982 nahe Oebisfelde.

Der damals 19 Jahre alte D., der erst
am 26.4.1982 von Halberstadt aus
zur 4. Grenzkompanie nach Som-
mersdorf an die Grenze zur Bundes-
republik Deutschland gekommen
war und dort eine konkrete Mçg-
lichkeit sah, seine latent vorhan-
denen Fluchtpl�ne zu realisieren,
verrichtete erstmals am 2.5.1982
Grenzdienst an der Interzonenbahn-
strecke gegen�ber von Oebisfelde.
Die Grenzbegehung sowie dienst-
liche Unterweisungen und Gespr�-
che mit Kameraden hatten ihm klar
gemacht, dass die Grenze dort nicht
so hermetisch abgeriegelt war, dass
eine Flucht von vornherein aus-
sichtslos erschien. Die Hundelauf-
anlage war nur teilweise besetzt.
Stellenweise waren keine Tretmi-
nen vorhanden. Am 3,20m hohen
Metallgitterzaun, auf dem oben Sta-
cheldrahtrollen aufgezogen waren,

waren keine Selbstschussanlagen
(SM 70) montiert.

Diese Gegebenheiten sah D. als so
g�nstig und einmalig an, dass er
sich entschloss, w�hrend des Strei-
fendienstes in der Nacht vom 4./5.5.
1982 in den Westen zu gehen. Sein

Streifenf�hrer war der 24 Jahre alte
Gefreite K., �ber dessen politische
Einstellung er nichts wusste. Bis
zum Einbruch der Dunkelheit hiel-
ten sich beide auf dem Beobach-
tungsturm auf. Jeder von ihnen war
ausger�stet mit einer Maschinen-
waffe und einem eingef�hrten Ma-
gazin mit 30 Schuss Munition. Da
auf dem Turm die Waffen angelehnt

an der Wand standen, kam D. der
Gedanke, das Leichtmaschinenge-
wehr des K. aus dem Fenster zu
werfen, den so entwaffneten Strei-
fenf�hrer sodann im Turm ein-
zuschliessen und zu fliehen. Er ver-
warf diesen Gedanken aber wieder,
weil er bef�rchtete, dass ihn der
grçssere und kr�ftigere Gefreite K.
�berw�ltigen w�rde.

In der anschliessend aufgesuchten
Erdbeobachtungsstelle �berlegte D.
weiterhin, wie er seine Flucht er-
mçglichen kçnnte. Ihm kam nun
die Idee, K. mit vorgehaltener Waf-
fe zu zwingen, seine eigene Waffe
niederzulegen. Danach wollte er
�ber eine leere Hundeh�tte den Me-
tallgitterzaun �berwinden. Den Ge-
danken, wie er sich verhalten w�rde,
wenn K. Widerstand leistete, ver-
dr�ngte er. Obwohl K. seine Waffe
in der Beobachtungsmulde neben
sich abgestellt hatte, nahm D. davon
Abstand, K. mit vorgehaltener Waf-
fe zu zwingen, ihn nicht an der
Flucht zu hindern.

Im Urteil der 2. Strafkammer (Ju-
gendkammer) des Landgerichts
Braunschweig vom 20.12.1982 wird
das tçdliche Geschehen geschildert:

„Er (D.) hoffte, einen anderen Weg
finden zu kçnnen, bei dem er keine
Gewalt anwenden m�sste. Er wusste
aus Gespr�chen mit jungen Leuten
der DDR, dass viele von ihnen am
liebsten in der Bundesrepublik
Deutschland leben w�rden. Da er
den Gefreiten K. nicht als Schleifer
oder �berzeugten Anh�nger des
DDR-Regimes kennengelernt hatte,
hoffte er, dass K. vielleicht mit ihm
fliehen w�rde. Er fragte deshalb
den Gefreiten K. gegen 2.10 Uhr,
als er etwa 2 m rechts von ihm
stand: ‚Pass auf, kommst Du mit in
den Westen?‘ Die naheliegende
Mçglichkeit, dass der Streifenf�hrer
K. auf diese Worte seiner Pflicht
nachkommen und ihn festnehmen
kçnnte, hatte er nach seiner unwi-
derlegbaren Einlassung bis dahin
nicht bedacht. K. gab auf die Frage
des Angeklagten keine Antwort. Er

Der Autor:
Dr. Hans-J�rgen Grasemann,
geb. 1946, ist Oberstaatsanwalt
in Braunschweig und war von
1988 bis 1994 stellv. Leiter und
Sprecher der Zentralen Erfas-
sungsstelle Salzgitter. Er verfass-
te zahlreiche Abhandlungen und
hielt viele Vortr�ge zur deutschen
Diktaturvergangenheit von 1933
bis 1989. Seit 2006 ist er Vorsit-
zender des Vorstandes des Tr�-
gervereins der Politischen Bil-
dungsst�tte Helmstedt e.V.
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sprang hoch, griff zur Waffe, brach-
te sie in Richtung des Angeklagten
in Anschlag und duckte sich in der
Mulde ab.

Anhand dieser Bewegungen des Ge-
freiten K., den er im Licht der Lich-
terkette in Umrissen erkennen konn-
te, war dem Angeklagten nun schlag-
artig klar, dass K. seine Flucht ver-
hindern und ihn festnehmen wollte
mit der Konsequenz, dass er dann in
der DDR eine lange Freiheitsstrafe
zu verb�ssen h�tte und nicht in den
Westen gelangen konnte.

Anhaltspunkte daf�r, dass ihn der
Gefreite K. entgegen den bestehen-
den Vorschriften ohne weiteres er-
schiessen w�rde, hatte er nicht. Er
nahm dies auch deshalb nicht an,
weil er nicht gehçrt hatte, dass K.
sein LMG schon durchgeladen hatte;
denn das Durchladen ist mit einem
lauten Ger�usch verbunden, das er
nicht �berhçren konnte. Um seiner
sicheren Festnahme zu entgehen und
K. ausserstande zu setzen, seine
Flucht zu verhindern, legte der An-
geklagte, ehe K. zu weiteren Maß-
nahmen kam, mit ge�bten Griffen
den Sicherungshebel seiner Maschi-
nenpistole auf Einzelfeuer um, lud
durch und dr�ckte ab. Die Waffe
mit dem Lauf nach vorn hat er dabei
auf den Streifenf�hrer gerichtet. Die-
ser war f�r den Angeklagten vom
Oberkçrper an sichtbar, im �brigen
war K. von der Mulde verdeckt. Ins-
gesamt schoss der Angeklagte in
schneller Folge 4 Mal auf den Ge-
freiten K. Zu jedem Schuss musste
er erneut abdr�cken …“

Der 24-j�hrige K. verstarb noch am
Ort. Gegen D. wurde unmittelbar
nach seiner Flucht noch am
5.5.1982 durch das Amtsgericht
Helmstedt Haftbefehl erlassen. Die
Jugendkammer des Landgerichts
Braunschweig, die D. am 20.12.
1982 wegen Totschlags zu einer Ju-
gendstrafe von 5 Jahren verurteilte,
hat das Vorliegen niedriger Beweg-
gr�nde und damit den Straftat-
bestand des Mordes verneint, weil
D. „in Sekundenschnelle den Weg
der Ausschaltung des Streifenf�h-
rers gew�hlt und seine Waffe gegen
ihn eingesetzt“ habe, nachdem er,
weil K. zur Waffe griff, sich vor die

Alternative gestellt sah, seine Flucht
aufzugeben, festgenommen und we-
gen versuchter Fahnenflucht und
versuchter Republikflucht zu lang-
j�hriger Freiheitsstrafe in der DDR
verurteilt zu werden. Auch das
Mordmerkmal der Heimt�cke wur-
de mit der Begr�ndung verneint,
dass der Streifenf�hrer nicht in hilf-
loser Lage �berrascht worden sei.
Vielmehr sei es K. gewesen, der
sein LMG zuerst in Anschlag ge-
bracht und erst dadurch die Entschei-
dung des D. ausgelçst habe, auf ihn
zu schiessen. Andererseits w�re K.
berechtigt gewesen, D. wegen seiner
erkennbar strafbaren Vorbereitung
zur Fahnenflucht festzunehmen. Da
im Widerstreit zwischen Freiheit
und Leben das Leben Vorrang habe,
kçnne sich D. nicht auf einen recht-
fertigenden Notstand berufen.

Als straferschwerend hat die Ju-
gendkammer gewertet, dass D. ei-
nen Kameraden erschossen hat, der
ihm nicht feindlich gesinnt war und
mit dem er auf Posten stand. Auch
sei ihm mit knapp 20 Jahren die
Wertigkeit eines Menschenlebens
hinreichend bewusst. Mildernd hat
das Landgericht ber�cksichtigt:

„Der Angeklagte befand sich bei der
Tat in einem psychischen Span-
nungszustand. Er musste seine Ent-
scheidung – Aufgabe der Flucht mit
allem Konsequenzen oder Aus-
schaltung des Streifenf�hrers – in
allerk�rzester Zeit treffen. Er hat
nicht von vornherein vorgehabt, K.
zu tçten, und er hat dies auch nur
mit bedingtem Vorsatz getan.

Dass ein unbescholtener junger
Mann eine derart schwere Tat be-
gangen hat, erkl�rt sich letztlich
auch aus der mitten durch Deutsch-
land f�hrenden Grenze. Die DDR-
F�hrung weiss, dass viele, auch ge-
rade junge Leute, sich in ihrem Staat
eingeengt f�hlen und es ihnen er-
strebenswert erscheint, ein Leben in
einer freiheitlichen Grundordnung
zu f�hren, wie sie in der Bundes-
republik Deutschland besteht.
Durch die Befestigung ihrer Grenze
macht sie es ihnen aber unmçglich,
in den anderen Teil Deutschlands
zu wechseln. Wenn dann derselbe
Staat seine 19- und 20-j�hrigen

M�nner, die oft noch unfertig und
in ihrem Urteil unausgewogen sind,
mit einer Waffe in der Hand an die-
se Grenze stellt, so f�hrt er manchen
geradezu in die Versuchung, die auf
einmal so greifbar nahe Grenze un-
ter Umst�nden auch unter Einsatz
der Waffe zu �berwinden. Diese
Versuchung, mit der nicht jeder fer-
tig wird, kann, wenn ihr jemand un-
terliegt, so tragisch enden wie im
Fall des Postenpaares D. und K.“

In der DDR wurde D. in Abwesen-
heit am 17.5.1983 vom 1. Strafsenat
des Milit�robergerichts in Berlin
wegen Mordes zu lebensl�nglicher
Freiheitsstrafe verurteilt. Das Braun-
schweiger Urteil wertete das DDR-
Gericht als Versuch, „den Mçrder
dem ordentlichen Gerichtsverfahren
in dem Staat zu entziehen, auf dessen
Territorium das Verbrechen geschah,
dessen Staatsb�rgerschaft das Opfer
besass und dessen Personalhoheit
der T�ter unterliegt“. Im �brigen sei
der Strafausspruch der Jugendkam-
mer in Braunschweig „skandalçs
niedrig“. Des Weiteren drohten die
Milit�rrichter in Ost-Berlin damit,
„dass Mçrder von Angehçrigen der
Grenztruppen die verdiente Strafe
trifft, auch wenn sie glauben, sich
der Verantwortung entziehen zukçn-
nen“.

Seit dem Ende des Grenzregimes
und seines Staates ist die Gefahr f�r
D. entfallen, Opfer einer Entf�hrung
oder gar eines Tçtungsplans durch
das Ministerium f�r Staatssicherheit
der DDR zu werden – wie in ande-
ren F�llen geschehen.

Zur Bilanz der DDR-Grenzsiche-
rung, die f�r jedermann der sicht-
bare Beweis der Exekutierung von
Unrecht mit Betonmauern, Stachel-
drahtrollen, Metallgitterz�unen,
Schiessbefehl, Minenfeldern und
mçrderischen Selbstschussautoma-
ten war, gehçren mithin nicht nur
die Menschen, deren Flucht im Ku-
gelhagel von Grenzsoldaten tçdlich
endete, sondern auch die mehr als
20 Grenztruppenangehçrigen, die
durch eigene Kameraden bei deren
Flucht an der Grenze eschossen
wurden – wie in der N�he von Oe-
bisfelde der Gefreite K., der nur 24
Jahre alt wurde.
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Esther Bamberger

Vertrieben aus Leipzig –
heimisch geworden in Jerusalem
Die Chemikerin Esther Bamberger wurde vor 100 Jahren
geboren

Von Gerald Wiemers
An der Universit�t Leipzig war sie
als polnische Staatsangehçrige ein-
geschrieben. Abgeschlossen hat sie
ihre Promotion als Engl�nderin.
Esther Bamberger, geborene Dym,
wurde vor 100 Jahren, am 5. De-
zember 1906, in Przeworsk als
Tochter des selbst�ndigen j�dischen
Kaufmanns Chaim Dym und seiner
Ehefrau Chana geboren. Sie besuch-
te zun�chst die Volksschule ihrer
Heimatstadt, dann die Hçheren
Schulen in Berlin und abschlie-
ßend in Leipzig. 1926 legte sie das
Abitur an der II. Studienanstalt in
Leipzig ab. Diese Studienanstalt
war aus der reformp�dagogischen
Hugo-Gaudig-Schule hervorgegan-
gen. Die Dyms wohnten in der Pfaf-
fendorfer Straße 16, und nicht weit
davon entfernt, in der Dçllnitzer
Straße, befand sich die Schule.

Bereits im Sommersemester 1926
studierte Esther Dym in Leipzig
Chemie. Das Studium der Naturwis-
senschaften war damals noch außer-
gewçhnlich f�r eine Frau. Sie wech-
selte 1927/28 f�r zwei Semester an
die Universit�t W�rzburg und legte
ihr erstes Examen im Chemischen
Labor ab. Bereits 1929 ist sie wieder
in Leipzig und besteht das zweite
Examen. Seitdem arbeitet sie an ih-
rer Dissertation. Unter Leitung des
Privatdozenten Dr. Arnold Weiss-
berger, schreibt sie sp�ter, konnte
die Arbeit zu Ostern 1932 abge-
schlossen werden. Die Dissertati-
onsschrift setzt sich aus zwei Teilen
zusammen: Erstens „�ber die Ge-
schwindigkeit der Autoxydation“
und zweitens „�ber die Reaktion
des Diazoessigesters mit S�uren im
Gaszustand“.

Ein Teil der Arbeit ist verçffentlicht
in Justus Liebigs Annalen der Che-
mie, Band 502. Ihr j�discher Lehrer

Arnold Weissberger, der bald in die
USA emigrierte, schrieb in seinem
Gutachten: „Auch bei dieser Arbeit
hat sich Frl. Dym als sehr fleißig
und �berlegt erwiesen und die F�-
higkeit gezeigt, die ihr gestellten
Aufgaben kritisch und verst�ndnis-
voll zu lçsen.“ Der Chemiker
Burckhardt Helferich stimmte dem
Gutachten seines Kollegen voll-
inhaltlich zu. Die m�ndliche Pr�-
fung fand am 12./13. Dezember
1932 statt. Helferich pr�fte in Che-
mie, Peter Debye, der sp�tere No-
belpreistr�ger, in Physik und L�on
Lichtenstein, den das NS-Regime
1933 in den Tod trieb, in Mathema-
tik. „Erfreuliche Kenntnisse und
klares Verst�ndnis“ bescheinigte
ihr Helferich und sie bekam von al-
len drei Pr�fern gute Noten, wie �b-
rigens auch f�r die Dissertation.

Zu ihren Leipziger akademischen
Lehrern rechnete Esther Dym neben
den genannten Persçnlichkeiten
noch die Chemiker Arthur Hantzsch
und Franz Hein, den Zoologen J�r-
gen Harms, den Mathematiker Paul
Koebe, den physikalischen Che-
miker Max Le Blanc und die Physi-
ker Otto Wiener und Gregor Went-
zel, ein Theoretiker aus der Som-
merfeld-Schule, der bereits in Z�-
rich lehrte.

Als Esther Dym im M�rz 1933 in
W�rzburg Dr. I.D. Bamberger
(1902–1974) heiratete, war f�r das
Ehepaar l�ngst klar, dass sie im
nationalsozialistischen Deutschland
keine Zukunft hatten. Sie emigrier-
ten noch im August des gleichen
Jahres in das englische Mandats-
gebiet Pal�stina. Fortan galten sie
als englische Staatsb�rger.

Ihr Ehemann, Bernhard Seligmann
Bar (hebr�isch: Izchak Dov, deshalb
I.D.) Bamberger, kommt aus einer
angesehenen N�rnberger Rabbiner-

familie und war im umfassendsten
Sinn Anglist und j�discher Religi-
onslehrer. Er hat in Jerusalem bis
1952 gelehrt, ein vielbeachtetes
Lehrbuch geschrieben und war an-
schließend bis 1968 als Chefinspek-
tor f�r den Englischunterricht im
Erziehungsministerium in Jerusa-
lem t�tig.

Der Druck der Dissertation von Es-
ther, der zur Aush�ndigung der Pro-
motionsurkunde f�hrte, verzçgerte
sich bis 1935, weil Frau Bamberger
die Angelegenheit aus Jerusalem or-
ganisieren musste. Das geschah ei-
nerseits mit Hilfe ihrer Eltern, die
erst sp�ter Deutschland verlassen
konnten, und mit Hilfe der Professo-
ren Ludwig Weickmann und Burck-
hardt Helferich.

1948 gehçrte die Familie Bamber-
ger mit der Begr�ndung des Staates
Israel zu den ersten B�rgern des
neuen Staates. Ihre beiden Kinder
Elchanan und Naomi wurden 1934
und 1940 geboren.

Das Institut f�r Chemie ist 1924,
noch ein Jahr vor der Erçffnung der
Hebrew University in Jerusalem
durch Chaim Weizmann, den sp�te-
ren Pr�sidenten des Staates Israel,
mit begr�ndet worden. In dieses he-
rausragende Institut trat Esther
Bamberger ein und leitete an der
dortigen Universit�tsbibliothek die
Abteilung f�r Physik und Chemie.
Sie genoss in ihrem Amt hohes An-
sehen.

Sie starb viel zu jung, mit 56 Jahren
am 24. Februar 1963 in Jerusalem.
Die Universit�t Leipzig ist stolz da-
rauf, dass Esther Bamberger zu ih-
ren Studierenden und Promovendin-
nen gehçrte und wird ihr Andenken
stets in Ehren bewahren.

Der Autor:
Professor Dr. Gerald Wiemers, His-
toriker, Archivwissenschaftler, Uni-
versit�tsarchiv Leipzig
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Chronik antisemitischer Vorf�lle 2006
Zusammenstellung von Anton Maegerle
JANUAR

Barth/Mecklenburg-Vorpommern: Mit Brandkçrpern „radier-
ten“ Unbekannte in der Silvesternacht das Gesicht eines inhaf-
tierten j�dischen KZ-H�ftlings auf einer Stele des Lern- und
Gedenkpfades am ehemaligen KZ-Außenlager Barth (Meck-
lenburg-Vorpommern) aus. Die S�ule zeigt Portr�ts von H�ft-
lingen, die in dem Lager inhaftiert waren und f�r die NS-R�s-
tungsindustrie auf dem alten Barther Fliegerhorst ausgebeutet
wurden. (Ostsee-Zeitung v. 17. Januar 2006)

Taufkirchen/Bayern: „Tçtet alle Juden“ wurde vermutlich in
der Nacht zum 22. Januar auf eine Wand der Reithalle im
bayerischen Taufkirchen gespr�ht. (Dorfener Anzeiger v.
23. Januar 2006)
Brandenburg/Brandenburg: Vermutlich in der Nacht zum
25. Januar wurden mehrere Ehrentafeln auf dem J�di-
schen Friedhof von Brandenburg (Havel) mit Hakenkreuzen
und Sig-Runen beschmiert. (Berliner Kurier v. 26. Januar 2006)
H�ckerholz/Nordrhein-Westfalen: Ende Januar haben unbe-
kannte T�ter den Gedenkstein f�r die 1944 im nordrhein-west-
f�lischen H�ckerholz von zwei SS-M�nnern ermordete J�din
Franziska Spiegel gesch�ndet. Die Gedenkplatte wurde ent-
fernt, an ihrer Stelle ein Hakenkreuz in gr�ner Farbe auf-
gespr�ht. (Neue Westf�lische v. 31. Januar 2006)

FEBRUAR

Berlin: In der Nacht zum 3. Februar wurden in den Berliner
Stadtteilen Rudow und Lichtenberg mehrere antisemitische
und rechtsextreme Schmierereien entdeckt. (TAZ v. 4. Feb-
ruar 2006)

Wismar/Mecklenburg-Vorpommern: In Wismar stand im Feb-
ruar wochenlang die Parole „Kauft nicht bei Juden“ in der
Breiten Straße an einer H�userwand. (Schweriner Volkszei-
tung v. 29. Mai 2006)

M�RZ

Merzig/Saarland: Am 1. M�rz wurde entdeckt, dass Unbe-
kannte den J�dischen Friedhof im saarl�ndischen Merzig ver-
w�stet haben. Beim dritten Anschlag auf den Merziger Fried-
hof seit 2000 wurden 15 Grabsteine umgeworfen oder zer-
schlagen. (J�dische Allgemeine v. 6. April 2006)

Chemnitz/Sachsen: In der Nacht des 7. M�rz haben unbekann-
te T�ter vor dem j�dischen Restaurant „Shalom“ in Chemnitz
einen Schweinskopf mit einem Davidstern und der Aufschrift
„Jude“ abgelegt. (Lausitzer Rundschau Online v. 8. M�rz
2006)

Berlin: In der Nacht zum 11. M�rz wurde das j�dische Mahn-
mal in der Berliner Levetzowstraße in Tiergarten mit antise-
mitischen Parolen beschmiert. (ddp v. 11. M�rz 2006)

Obernkirchen/Niedersachsen: Die Gedenkst�tte am ehemali-
gen Standort der Synagoge in Obernkirchen (bei B�ckeburg)
wurde am 12. M�rz mit Hakenkreuzen und SS-Runen be-
schmiert. Am 21. M�rz wird entdeckt, dass der J�dische Fried-
hof in Obernkirchen gesch�ndet wurde. Mehrere Gr�ber wur-
den mit Hakenkreuzen beschmiert. Die Tat steht vermutlich
in Verbindung mit einer anderen Aktion: am gleichen Tag
wurden Rudolf-Heß-Bilder in der Stadt geklebt. (Landes-Zei-
tung B�ckeburg v. 22. M�rz 2006)

L�denscheid/Nordrhein-Westfalen: Am 22. M�rz fand vor
dem L�denscheider Jugendschçffengericht eine Verhandlung
wegen gemeinschaftlicher Kçrperverletzung statt. Zwei

18-J�hrige hatten im Mai 2005 eine Party dazu genutzt, um ei-
nen 20-j�hrigen Unbekannten zu verpr�geln, weil sie dachten,
er sei Jude. Die T�ter wurden zu einer Jugendstrafe auf Be-
w�hrung bzw. Jugendarrest verurteilt. (Westf�lische Rund-
schau v. 23. M�rz 2006)

APRIL

Cottbus/Brandenburg: Unbekannte haben in der Nacht zum
5. April ein Geb�ude der j�dischen Gemeinde in Cottbus mit
Hakenkreuzen und dem Spruch „Juden raus“ beschmiert.
Nach Angaben der Polizei wurden zudem rechtsextreme Paro-
len an dem Geb�ude entdeckt. Hakenkreuzschmierereien und
antisemitische Parolen wurden dar�ber hinaus auch noch in
zwei weiteren Stadtteilen entdeckt. (ddp v. 5. April 2006/J�di-
sche Allgemeine, 15/16–2006)

Amberg/Bayern: Die Eingangst�r und ein Mauersockel der
Synagoge in der bayerischen Stadt Amberg wurden mit antise-
mitischen �ußerungen verunstaltet. Die Tat wurde Mitte April
entdeckt. (Radio Ramasuri v. 15. April 2006)

Worms/Rheinland-Pfalz: In der Nacht vom 18. auf den
19. April wurden mehrere Gr�ber auf dem J�dischen Friedhof
in Worms gesch�ndet. 15 Grabsteine wurden auf dem �ltesten
J�dischen Friedhof Europas aus der Verankerung gerissen.
(Wormser Zeitung v. 24. April 2006)

Bebra/Hessen: In der Nacht zum 21. April wurden auf dem J�-
dischen Friedhof in Bebra insgesamt 28 Grabsteine mit verfas-
sungswidrigen Kennzeichen wie Hakenkreuzen und SS-Runen
beschmiert. Die Betonpfeiler am Eingang zum Friedhof und
ein Hinweisschild wurden ebenfalls mit Hakenkreuzen und
SS-Runen beschmiert. (Osthessen-News v. 25. April 2006)

Gçrlitz/Sachsen: Am 21. April stellt die Polizei fest, dass die
Gçrlitzer Synagoge von Unbekannten besch�digt wurde. Die
T�ter warfen neun Fenster des j�dischen Gotteshauses ein.
Die 1911 geweihte Synagoge in Gçrlitz ist die einzige in Sach-
sen, die unzerstçrt die Pogromnacht 1938 �berstand. (ddp v.
21. April 2006)

Berlin: Am fr�hen Morgen des 30. April wurde eine 26-j�h-
rige Studentin in Berlin-Steglitz von einer M�dchengang ver-
pr�gelt. Die Studentin, die sowohl die deutsche als auch israe-
lische Staatsb�rgerschaft besitzt, hatte per Handy hebr�isch
mit einem Freund in Israel telefoniert. Nach dem ersten Schlag
wurde die Studentin von einem der M�dchen gefragt, welcher
Nationalit�t sie sei. (Tagesspiegel v. 5. Mai 2006)

MAI

Dessau/Sachsen-Anhalt: Die Mitglieder der Dessauer Hip
Hop-Band DissauCrime mussten sich ab dem dem 4. Mai
2006 vor dem Dessauer Amtsgericht verantworten. Die vier
Hip-Hopper hatten Songs mit antisemitischen und menschen-
feindlichen Texten verçffentlicht. „Ich schieße mit der Flak
auf das Judenpack“ heißt es im Machwerk „Gestapo aus dem
Osten“ der CD „Zyklon D – Frontalangriff“. Die Bandmitglie-
der wurden wegen Volksverhetzung und Gewaltverherr-
lichung verurteilt. (Mitteldeutsche Zeitung vom 5. Mai
2006/Mitteldeutsche Zeitung v. 5. Oktober 2006)

Pirna/Sachsen: Am Abend des 8. Mai haben rechtsextreme
Jugendliche in Pirna eine Sch�lergruppe aus dem baden-w�rt-
tembergischen Heilbronn verbal beleidigt und kçrperlich an-
gegriffen. Ein 17-J�hriger wurde im Zuge der Fahndung we-
gen antisemitischer Anfeindungen und Kçrperverletzung ver-
haftet. (dpa v. 9. Mai 2006)
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Birnau/Baden-W�rttemberg: Mitte Mai wurde der Gedenk-
stein f�r die KZ-Opfer auf dem Friedhof bei Birnau mit einem
Hakenkreuz gesch�ndet. (S�dkurier v. 14. Mai 2007)

Berlin: Im Berliner Stadtteil Hellersdorf, Ortsteil Kaulsdorf,
wurden am 25. Mai aus einer Wohnung antisemitische Parolen
gerufen und Lieder mit volksverhetzendem Inhalt gespielt. Ei-
nige der zehn Feiernden waren der Polizei bereits wegen
rechtsextremer Straftaten bekannt. Mehr als 60 CDs wurden
beschlagnahmt. (Frankfurter Rundschau v. 27. Mai 2006/Ta-
gespost v. 27. Mai 2006)

JUNI

Pretzien/Sachsen-Anhalt: Beim „Tanz zur Sommersonnen-
wende mit kulturellem Programm und Sonnenfeuer“ am
24. Juni im Dorfgemeinschaftshaus „Alter Krug“ in Pretzien
(Landkreis Schçnebeck) verbrannten Mitglieder des rechts-
extremen „Heimat Bundes Ostelbien“ (HBO) das „Tagebuch
der Anne Frank“. (Volksstimme v. 30. Juni 2006)

Berlin: In der Nacht zum 29. Juni wurde das Geburtshaus von
Heinrich Stahl in Alt-Rudow mit einem Hakenkreuz be-
schmiert. Stahl, einst Vorsitzender der J�dischen Gemeinde
zu Berlin, wurde w�hrend der NS-Zeit ermordet. (Mitteilung
v. 29. Juni 2006)

Alsbach/Hessen: Ende Juni wurden Hakenkreuze und weitere
Schmierereien auf die Mauer des J�dischen Friedhofs in Als-
bach gespr�ht. (Pressemitteilung der Polizei S�dhessen v.
30. Juni 2006)

JULI

Berlin: Am 5. Juli wurde in der Straße Alt-Rudow im Berliner
Bezirk Neukçlln an einer Hauswand ein antisemitischer
Schriftzug und ein Hakenkreuz entdeckt. Zudem wurde erneut
eine Gedenktafel f�r den j�dischen Schriftsteller Heinrich
Stahl beschmiert und dadurch unkenntlich gemacht. (ddp v.
5. Juli 2006)

Viersen/Nordrhein-Westfalen: In der Nacht des 17. Juli wurde
in Viersen ein Mahnmal zur Erinnerung an den Holocaust, das
an die Opfer des Vernichtungslagers Auschwitz-Birkenau er-
innert, zerstçrt. Dabei wurden antisemitische Parolen wie
„Verrecken sollen die Juden!“ gebr�llt. Nach der Tat wurden
zwei 22 und 23 Jahre alte M�nner festgenommen. Bei Verneh-
mungen durch die Polizei wiesen die M�nner auf zwei weitere
T�ter hin. Unter ihnen war ein 20-j�hriger Viersener, der dem
Staatsschutz bereits wegen einer Vielzahl rechtsextremer
Straftaten aufgefallen war. (Pressemitteilung der Polizei Mçn-
chengladbach v. 17. Juli 2006)

Kçnigs Wusterhausen/Brandenburg:Weil er eine Israel-Fahne
mit sich getragen hat, haben in Kçnigs Wusterhausen zwei
junge Rechtsextremisten am 17. Juli einen Touristen einer çs-
terreichischen Reisegruppe angegriffen. Die beiden bislang
unbekannten T�ter im Alter von etwa 18 bis 20 Jahren h�tten
dem 43-j�hrigen �sterreicher die Fahne entrissen und ihn mit
antisemitischen �ußerungen beschimpft, sagte ein Polizei-
sprecher. Sie h�tten zudem gedroht, die Flagge zu verbrennen.
Ein weiterer �sterreicher sei eingeschritten und habe die Fah-
ne an sich genommen. Der 38-J�hrige wurde bei der anschlie-
ßenden gewaltt�tigen Auseinandersetzung leicht verletzt. (ddp
v. 18. Juli 2006)

AUGUST

Berlin: Am 8. August berichteten Berliner Medien, dass die
Polizei vor Verletzungsgefahr beim Abreißen von Plakaten
mit rechtsextremem Inhalt warnt. So seien in Lichtenberg Pla-
kate entdeckt worden, bei denen die T�ter Glassplitter in den
Kleister gemischt h�tten. In volksverhetzenden Texten werde
unter anderem behauptet, schuld an der Entfesselung des
Zweiten Weltkrieges sei das „international agierende Welt-

judentum“, sagte ein Polizeisprecher. Wer sich �ber die antise-
mitischen Texte oder Abbildungen �rgere und die Bl�tter
selbst entferne, riskiere schwere Schnittwunden. (Tagesspie-
gel online/ddp v. 8. August 2006)

Berlin: Am 12. August wurden Schmierereien am Holocaust-
Mahnmal in Berlin von Mitarbeitern des Objektschutzes ent-
deckt. Die Graffiti befand sich an einem Waggon, der an die
Deportation der Juden in die Vernichtungslager erinnern soll,
und an mehreren Granitblçcken. Außerdem entdeckten Poli-
zisten im Treptower Ortsteil Altglienicke Schmierereien mit
NS-Symbolen sowie antisemitische Parolen an einer Auto-
bahnbr�cke. (ddp v. 12. August 2006)

SEPTEMBER

Hçchberg/Bayern: In der Nacht zum 17. September wurde der
j�dische Gedenkstein vor der Hçchberger Pr�parandenschule
mit einem Hakenkreuz und antisemitischen Parolen gesch�n-
det. (Mainpost v. 19. Oktober 2006)

Flensburg/Schleswig-Holstein: Die TAZ machte im Septem-
ber çffentlich, dass j�dische Sch�ler der Freien Waldorfschule
Flensburg immer wieder von rechtsorientierten Sch�lern anti-
semitisch beschimpft wurden. Dabei fielen Spr�che wie „Ju-
den in die Gaskammer“. (TAZ Nord v. 21. September 2006)

Berlin: Die zweite Mannschaft von TuS Makkabi wurde am
26. September im Kreisligaspiel bei der VSG Altglienicke II
so lange beschimpft und bedroht, bis die Spieler vom Platz
gingen. „Synagogen m�ssen brennen“, „F�hrer, F�hrer, F�h-
rer“, „Wir bauen euch eine U-Bahn nach Auschwitz!“, „Hier
regiert nicht der DFB, hier regiert die NPD!“ und andere Wi-
derw�rtigkeiten wurden lautstark von einer Gruppe von min-
destens zehn Zuschauern gerufen. Die antisemitischen Anfein-
dungen gegen den TuS waren offenbar Hçhepunkt einer mehr-
monatigen Entwicklung im Berliner Fußball. In TuSMakkabis
Mannschaften spielen Fußballer unterschiedlichster Konfessi-
on, darunter auch Juden. TuS Makkabi wurde 1898 unter dem
Namen Bar Kochba gegr�ndet. 1938 lçsten die Nazis den Ver-
ein auf. 1970 gr�ndeten j�dische Sportler den TuS Makkabi
Berlin e.V. neu. Der Verein hat heute rund 500 Mitglieder
und ist einer von 30 Makkabi-Vereinen in der Bundesrepublik.
(Tagesspiegel v. 7. Oktober 2006)

OKTOBER

Eisleben/Sachsen-Anhalt: Die CDU-Kreisgesch�ftsstelle in
Eisleben wurde mit Hakenkreuzen, „Juden raus!“-Schriftzug
und Runen bespr�ht. (Volksstimme v. 8. Dezember 2006)

Parey/Sachsen-Anhalt: Ein 16-J�hriger wurde am 12. Oktober
in Parey (bei Stendal) von drei Mitsch�lern im Alter von 15
und 16 Jahren gençtigt, auf dem Schulhof ein Din-A-4-Blatt
mit einer antisemitischen Aufschrift zu tragen. Das Schild
hatte die Aufschrift „Ich bin im Ort das grçßte Schwein, ich
lasse mich mit Juden ein.“ Die T�ter sind polizeibekannt we-
gen Kçrperverletzungsdelikten. (Mitteldeutsche Zeitung v.
14. Oktober 2006)

Berlin: In der Nacht zum 18. Oktober haben unbekannte T�ter
eine T�r des Dokumentationszentrums f�r NS-Zwangsarbeiter
in Schçneweide (Bezirk Kçpenick) mit einem Hakenkreuz und
drei Davidsternen beschmiert. Das Dokumentationszentrum
war im August in zwei Steinbaracken eines ehemaligen NS-
Zwangsarbeiterlagers erçffnet worden. In der Nacht zum
26. Oktober ver�bten Unbekannte einen Brandanschlag auf das
Dokumentationszentrum. Die alarmierten Einsatzkr�fte konn-
ten den Brand lçschen. (TAZ Berlin Lokal v. 19. Oktober 2006)

Zerbst/Sachsen-Anhalt: Eine Anruferin beschwerte sich bei
der Polizei �ber eine Ruhestçrung in ihrem Haus. Die Inhabe-
rin der Wohnung, aus der lautstarke Musik drang, çffnete den
Polizeibeamten, beschimpfte die Anruferin als „Juden-Fotze“,
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„Nazareth-Fotze“ und schrie „Alle Juden sollen vermodern“.
(Volksstimme v. 8. Dezember 2006)

Dresden/Sachsen: Mitarbeiter einer Sicherheitsfirma haben
am 31. Oktober zwei 17-j�hrige Hakenkreuz-Schmierer ge-
stellt. Diese waren damit besch�ftigt, auf einer Baustelle eine
Betonplatte zu beschmieren. Neben einem zwei mal zwei Me-
ter großen Hakenkreuz hinterließen sie einen Davidstern mit
rund 20 Zentimetern. (Dresdner Neueste Nachrichten v. 2. No-
vember 2006)

NOVEMBER

Osterholz-Scharmbeck/Niedersachsen: Auf das j�dische
Mahnmal in Osterholz-Scharmbeck, das am 9. November fei-
erlich enth�llt werden sollte, ist in der Nacht zum 7. Novem-
ber ein Brandanschlag ver�bt worden. Unbekannte hatten
eine große Plane in Brand gesetzt, die 19 steinerne Stelen und
eine Granitplatte mit dem Namen j�discher Opfer des Natio-
nalsozialismus verh�llte. (Weserkurier v. 9. November 2006)

Frankfurt/Oder/Brandenburg: Nach der Gedenkstunde zur
Pogromnacht vom 9. November 1938 am Gedenkstein f�r die
einstige Synagoge in Frankfurt/Oder rissen Neonazis die nie-
dergelegten Blumengebinde weg und zertraten sie. Grablichter
wurden kaputtgeschlagen. Zwei der Angreifer urinierten auf
den Gedenkstein. Als die Polizei eingriff, wurde mehrfach
aus der Gruppe heraus „Sieg Heil“ gerufen. 16 Personen im
Alter zwischen 15 und 24 Jahren wurden vorl�ufig in Gewahr-
sam genommen. (ddp/Tagesspiegel Online v. 10. November
2006)

Berlin: Nach einer Gedenkveranstaltung an die Pogromnacht
haben unbekannte von einem Denkmal am J�dischen Kran-
kenhaus in Berlin Ehrenkr�nze gestohlen und in unmittelbarer
N�he weggeworfen. (AP v. 12. November 2006)

Hannover/Niedersachsen: Wie die Polizei am 14. November
mitteilte, haben unbekannte T�ter in der Innenstadt Hannovers
ein Mahnmal f�r die in der NS-Zeit ermordeten Juden mit ro-
ter Fl�ssigkeit besch�digt. Das Mahnmal auf dem zentralen
Opernplatz erinnert an 1915 ermordete Juden aus Hannover.
(AP v. 14. November 2006)

Berlin: Am fr�hen Morgen des 15. November nahm die Berli-
ner Polizei einen 47-J�hrigen aus Neukçlln fest. Polizeibeamte
hatten ihn dabei beobachtet, wie er begann, an eine Hauswand
antisemitische Spr�che mit Farbe aufzuspr�hen. Seit dem
24. Oktober waren in der n�heren Umgebung immer wieder
gleiche Schmierereien mit antisemitischem Inhalt entdeckt
worden. (Pressemitteilung der Polizei Berlin v. 15. November
2006)

Berlin: Unbekannte haben zwei Stelen des Holocaust-Mahn-
mals in der Ebertstraße in Berlin-Mitte mit einem Hakenkreuz
und den Worten „Juden“ und „schwul“ bespr�ht. Die Sch�n-
dung wurde am 21. November entdeckt. (Tagesspiegel v.
22. November 2006)

Berlin: Ende November wurde bekannt, dass eine 14-j�hrige j�-
dische Sch�lerin in Berlin mehrfach von muslimischen Sch�-
lern durch Kreuzberg gejagt und gepr�gelt wurde. Dabei fielen
Drohungen wie „Du dreckige Scheiße, geh dich aufh�ngen!“
und antisemitische Parolen. (Welt v. 24. November 2006)

Krefeld/Nordrhein-Westfalen: Am Abend des 27. November
beleidigte ein 30-j�hriger wohnungsloser Mann einen 31-j�h-
rigen Krefelder mit ausl�nderfeindlichen Beschimpfungen.
Nach einem Wortwechsel trat der T�ter seinem Opfer derartig
heftig gegen den Kçrper, dass dieser durch die Eingangst�r ei-
ner Krefelder Traditionsgastst�tte flog. Der T�ter skandierte
nun antisemitische Parolen und zeigte den Hitlergruß. (Presse-
mitteilung der Polizei Krefeld v. 28. November 2006)

DEZEMBER

Berlin: W�hrend der Partie zwischen den Fußball-Oberligisten
BFC Dynamo und Babelsberg 03 Anfang Dezember wurden
im BFC-Fanblock rechtsextreme Parolen angestimmt. „Arbeit
macht frei – Babelsberg 03“, so schallte es mehrfach von den
Trib�nen. Zudem schmetterten die Dynamo-Anh�nger das so
genannte „U-Bahn-Lied“; eine U-Bahn m�sse von Babelsberg
bis nach Auschwitz f�hren. (Tagesspiegel v. 3. Dezember 2006)

Grimmen/Mecklenburg-Vorpommern: Bei einem Vorberei-
tungsseminar „Jugendliche begleiten Jugendliche“ anl�sslich
der anstehenden Erçffnung der Anne-Frank-Ausstellung am
4. Dezember in Grimmen erschienen acht junge M�nner vom
rechtsextremen „Freundeskreis Avanti“; darunter „Avan-
ti“-Herausgeber Robert Rupprecht und Nico Bloedorn, Ex-
NPD-Landtagskandidat. Die Rechtsextremisten verteilten bei
dem Vorbereitungsseminar CDs mit einschl�giger Musik und
Angriffen auf das j�dische Opfer Anne Frank. (Spiegel online
v. 4. Dezember 2006)

Schwerin/Mecklenburg-Vorpommern: Mit Stand vom 7. De-
zember verçffentlichte der NPD-Landesverband Mecklen-
burg-Vorpommern ein Redemanuskript eines NPD-Landtags-
abgeordneten, das antisemitische Verunglimpfungen enth�lt.
So leugnet dieser indirekt den Holocaust, indem er die wider-
legte These verbreitet, die Tageb�cher der Anne Frank seien
erst nach 1945 geschrieben worden. (Ostsee-Zeitung v. 8. De-
zember 2006)

Oranienburg/Brandenburg: In der Gedenkst�tte Sachsenhau-
sen wurde am 16. Dezember ein Gedenkstein gesch�ndet.
Wie ein Polizeisprecher sagte, wurde auf einem der Steinkis-
sen, die die Standorte der nicht mehr vorhandenen H�ftlings-
baracken symbolisieren, ein Hakenkreuz eingeritzt. Zuvor ent-
fernte der 19-j�hrige Neonazi Benjamin W. aus Kçnigs Wus-
terhausen die nach j�discher Tradition zur Erinnerung an die
Opfer auf den Stein gelegten Kiesel. Mit einem dieser Steine
ritzte er das Hakenkreuz ein. (M�rkische Allgemeine v.
22. Dezember 2006)

Reutlingen/Baden-W�rttemberg: Das Amtsgericht Reutlingen
hat am 18. Dezember einen in T�bingen-Wannweil lebenden
Rechtsextremisten wegen Volksverhetzung zu zwei Monaten
Haft ohne Bew�hrung verurteilt. Der mehrfach wegen Volks-
verhetzung und Landfriedensbruch vorbestrafte 60-j�hrige,
zuletzt NPD-Kandidat bei der Bundestagswahl 2005 und der
baden-w�rttembergischen Landtagswahl 2006, hatte im Juli
2006 vor seiner Haust�r ein Plakat mit antisemitischen Pa-
rolen wie „J�dische Landr�uber RAUS aus Libanon, Gaza …
USrael. RAUS aus den Islam-L�ndern“ aufgeh�ngt. (Schw�bi-
sches Tagblatt v. 19. Dezember 2006)
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Mit Augenmaß in die Zukunft!
Von Nikoline Hansen

60 Jahre und (k)ein bisschen
weise?
Im letzten Jahr durfte der BVN Ber-
lin sein sechzigj�hriges Bestehen
feiern, ein Anlass, der weniger von
Freude gepr�gt war, wie dies bei ei-
nem derart runden Jubil�um �bli-
cherweise der Fall ist, als vielmehr
von den Nçten und Sorgen der Mit-
glieder, deren Zahl immer weiter
sinkt. Auch dieses Jahr haben wir
durch den Tod unserer langj�hrigen
stellvertretenden Vorsitzenden Gi-
sela Mießner wieder einen Verlust
hinnehmen m�ssen, der nicht zu er-
setzen sein wird. Trotzdem, oder ge-
rade deshalb, ist es f�r den BVN in
dieser Endphase seines Bestehens
als Interessenvertretung besonders
wichtig, sich auf seine vorrangige
satzungsgem�ße Aufgabe zu kon-
zentrieren und in erster Linie seinen
Mitgliedern und allen anderen noch
lebenden NS-Verfolgten bei der
Durchsetzung ihrer Rechte zur Seite
zu stehen. Dabei geht es nicht nur
um die Anerkennung des erlittenen
Unrechts, sondern auch um die fi-
nanzielle Sicherheit, den Lebens-
abend in W�rde in dem Land ver-
bringen zu kçnnen, das zwar einer-
seits Heimat ist, aber andererseits
mit einem wohl einmaligen Vertrau-
ensbruch auch sich selbst und die ei-
gene politische Zukunft auf einen
Weg gebracht hat, der nach wie vor
von Unsicherheit, aber auch Besin-
nung und der Chance gepr�gt ist,
es in Zukunft besser zu machen.
Das allerdings nur, wenn es gelingt,
Augenmaß zu halten. Dazu gehçrt,

einen angemessenen Platz in der eu-
rop�ischen Union und der Welt-
gemeinschaft einzunehmen und zu
einem friedlichen Miteinander bei-
zutragen, ohne dabei die eigenen
freiheitlichen Werte aufzugeben.

Berlin wohin? Die neue Koaliti-
onsvereinbarung der Berliner
Regierung.

Die Verantwortung auch f�r die ma-
terielle Versorgung der ehemals NS-
Verfolgten hat sich in Berlin in-
zwischen als Selbstverst�ndlichkeit
etabliert, auch wenn es im Hinblick
auf die Angemessenheit der finan-
ziellen Zuwendungen gelegentlich
interessenbedingte Differenzen gibt:
Sicher ist Berlin pleite, das erfolgte
Unrecht nicht in vollem Umfang gut-
zumachen. Angesichts der immer
kleiner werdenden Anzahl Betroffe-
ner f�hrt eine im Zweifel etwas groß-
z�gigere Entscheidung aber nicht zu
einem finanziellen Ruin Berlins,
mçglicherweise im Gegensatz zu an-
deren Entscheidungen: Etwa solche,
die die Lebensqualit�t der „sozial
Schwachen“ verbessern sollen – von
verbilligten bzw. kostenfreien kultu-
rellen Angeboten �ber die g�nstige
Nutzung des çffentlichen Personen-
nahverkehrs hin zu einer großz�gi-
gen Auslegung der Hartz-IV-Gesetz-
gebung – Regelungen, die in der
Realit�t nicht unwesentlich dazu bei-
tragen, auch diejenigen, die noch ei-
genes Geld verdienen, verarmen zu
lassen, da sie diese Verg�nstigungen
nicht nur nicht in Anspruch nehmen
kçnnen, sondern sie mit ihren Steu-
ern auch noch finanzieren m�ssen.
Ganz direkt etwa in Berlin durch die

Anhebung des Grundsteuerhebesat-
zes, der auf die Mieten umgeschla-
gen wird, die Hartz-IV-Empf�nger
wiederum vom Staat finanziert be-
kommen.

Der in der letzten Vereinbarung
festgeschriebene Grundsatz, das
Andenken der Opfer der nationalso-
zialistischen Diktatur stets in Ehren
zu halten, ist nun sehr viel breiteren
Floskeln gewichen, die zwar schein-
bar zukunftsweisender sind, aller-
dings auch vçllig neue Problemati-
ken in sich bergen. Dabei geht es
zum einen um Rechtsextremismus,
zum anderen um die Gedenkst�tten-

Die Verfasserin, Dr. Nikoline Han-
sen, ist Literatur- und Politikwis-
senschaftlerin, Vorsitzende des
BVN Berlin und Vorstandsmitglied
im ZDWV (Zentralverband Demo-
kratischer Widerstandsk�mpfer-
und Verfolgtenorganisationen).
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arbeit, die sicher wichtig ist und der
auch der BVN in seiner Arbeit viel
Gewicht beimisst, als auch in einem
dritten Punkt um Integration unter
dem Stichwort Internationalit�t –
ein ebenfalls wichtiges Thema, des-
sen historische Verkn�pfung mit der
NS-Vergangenheit allerdings im-
mer wieder befremdet. Im folgen-
den der entsprechende Ausschnitt
aus der Pr�ambel der Koalitionsver-
einbarung:

„Die Koalition sieht im aufkeimen-
den Rechtsextremismus eine große
Herausforderung f�r die Demokra-
tie und h�lt es daher f�r ein wichti-
ges Signal aus der Hauptstadt, dass
sich alle Fraktionen im Parlament
auf eine klare Haltung zum Umgang
mit rechtsextremen Parteien und
Gruppierungen verst�ndigt haben.
Auf die Feinde der Demokratie gibt
es zwei Antworten: konsequente
Strafverfolgung und – im Sinne von
Pr�vention – die ebenso konsequen-
te St�rkung einer politischen Kultur,
die von Achtung und Respekt gegen-
�ber Andersdenkenden und Minder-
heiten gepr�gt ist. Zivilgesellschaft-
liches Engagement vor Ort ist dabei
besonders zu unterst�tzen. Die Ko-
alitionspartner sind sich einig, dass
in einem neuen Landesprogramm
bereits bestehende und k�nftig zu
treffende Maßnahmen, die der Fçr-
derung von Demokratie und der Be-
k�mpfung des Rechtsextremismus,
des Rassismus und des Antisemitis-
mus dienen, geb�ndelt werden.

In Berlin sind die Spuren einer be-
wegten Geschichte allgegenw�rtig.
Berlin stellt sich seiner Geschichte.
Hier befand sich die Regierungszen-
trale des Nazireiches, hier wurden
die Verfolgung und Ermordung der
Juden beschlossen und die Befehle
f�r den verbrecherischen Angriffs-
krieg erteilt, mit dem Deutschland
die Welt �berzog. In Berlin ist
auch die Geschichte des geteilten
Deutschland in besonderer Weise
pr�sent. Hier stand die Mauer, hier
ist nach ihrem Fall das Zusammen-
wachsen unseres Landes wie in kei-
ner zweiten Stadt hautnah erlebbar.
Gerade der j�ngeren Geschichte of-
fen und ehrlich ins Auge zu sehen
und dabei den Wert unserer Demo-
kratie und ihrer grundlegenden
Werte zu erkennen, das ist immer
wieder eine Herausforderung, der

sich die Koalition aus SPD und
Linkspartei. PDS in besonderer
Weise verpflichtet f�hlt. Berlin ap-
pelliert deshalb auch an den Bund,
seiner geschichtspolitischen Ver-
antwortung in der deutschen Haupt-
stadt st�rker nachzukommen.

Eine St�rke Berlins ist seine Inter-
nationalit�t. In der Stadt leben Men-
schen aus �ber 180 Nationen. Die
Koalition mçchte dazu beitragen,
dass die Vielfalt der Kulturen und
Lebensformen im Sinne des Diver-
sity-Ansatzes als Chance und Berei-
cherung erlebt wird, dass �ngste
abgebaut, Modelle des friedlichen
Zusammenlebens und des interkul-
turellen Lernens erprobt und reali-
siert werden.“

Bleibt an dieser Stelle zu hoffen,
dass die Tatsache, dass die NS-Ver-
folgten nicht mehr erw�hnt werden,
nur ein Versehen ist und die Zusam-
menarbeit mit dem Senat in den ent-
sprechenden Bereichen durch diese
neuen Zielsetzungen nicht beein-
tr�chtigt wird. Zwar sind so-
wohl das Berliner PRV-Gesetz als
auch die „Stiftung Hilfe f�r Opfer
der NS-Willk�rherrschaft“ „Aus-
laufmodelle“, aber noch werden sie
gebraucht!

Rechtsextremismus

Die Berliner Parteien haben sich in
sonst kaum ge�bter Einm�tigkeit
gegen die Zusammenarbeit mit der
NPD, die ja in vier (von 12) Be-
zirksparlamenten vertreten ist, aus-
gesprochen. Das ist zwar gut so,
kann aber doch zu Problemen f�h-
ren. Zum einen hat die Partei einen
demokratischen W�hlerauftrag er-
halten, zum anderen mag sie zwar
viele abwegige Dinge jenseits unse-
rer demokratischen Grundordnung
vertreten, aber eben doch manchmal
auch eine vern�nftige Idee haben –
sei es nach dem Motto: ein blindes
Huhn findet auch mal ein Korn.
Was dann? Ignorieren und nicht rea-
lisieren weil es ein Vorschlag der
NPD ist? Letztens hçrte ich eine
junge Genossin der Linkspartei.
PDS erstaunt jammern, dass die
Vorstellungen der Parteien in ein-
zelnen sozialen Bereichen wie etwa
Hartz IV gar nicht so weit auseinan-
der l�gen …

Meiner Ansicht nach gibt es nur
eine befriedigende Lçsung des
Problems: Das Verbot der NPD als
politische Partei muss noch einmal
in Angriff genommen und zu einem
erfolgreichen Abschluss gebracht
werden. Nur so l�sst sich verhin-
dern, dass politisch rechtsextremer
Nachwuchs auf Staatskosten heran-
gezogen wird und mit noch mehr
Geld neue Programme aufgelegt
werden m�ssen, die dies verhindern
sollen, aber nicht kçnnen, und im
schlimmsten Fall gar neue Gegen-
pole schaffen, die rechtsextremisti-
sches Gedankengut weiter fçrdern
oder argumentativ als Rechtfer-
tigung dienen kçnnen. Solange die
NPD als politische Partei fungieren
kann, hat sie auch die gleichen
Rechte wie die anderen Parteien
und insbesondere den Anspruch auf
finanzielle Unterst�tzung. Die The-
se, dass rechtsextreme Aktivit�ten
nur im Rahmen einer politischen
Partei vom Verfassungsschutz kon-
trolliert werden kçnnen, scheint mir
gerade unter diesem Aspekt nicht
schl�ssig.

Die von dpa verbreitete Mitteilung
des Berliner Polizeipr�sidenten Die-
ter Glietsch Mitte Dezember, dass
die Zahl rechtsextremer Gewalt-
taten in Berlin sich innerhalb eines
Jahres verdoppelt habe und der
Rechtsextremismus die Mitte der
Gesellschaft zu erreichen scheine,
l�sst nicht gerade Optimismus auf-
kommen. Die Frage muss gestellt
werden, ob wir unter einer Regie-
rungskoalition mit der Linkspartei.
PDS rechter Gewalt gegen�ber nur
sensibler geworden sind, oder ob
sie nicht auch eine Antwort auf
oder Interaktion mit linker Gewalt
ist, vor der wir nicht die Augen ver-
schließen d�rfen. Rechte Demons-
trationen oder Demonstrationsver-
suche und Gegenaktionen, teilweise
von staatlichen Funktionstr�gern
initiiert, gehçren mittlerweile fast
zum guten Ton. Das zeigt auch das
Beispiel des Miltenberger Stadtpfar-
rers Ulrich Boom, der f�r die Stç-
rung eines Neonazi-Aufmarschs
durch Glockenl�uten schließlich
mit dem Aschaffenburger „Mutig-
Preis 2006“ ausgezeichnet wurde.
Zuvor konnten die monatelangen
Ermittlungen nach einer Strafanzei-
ge zum Gl�ck eingestellt werden.
Es stellt sich doch die Frage ob es
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Sinn macht, seine Wochenendpla-
nung von den Ank�ndigungen
Rechtsextremer abh�ngig zu ma-
chen, sie wollten demonstrieren,
um dies dann unter Umgehung der
Jurisdiktion zu verhindern. Ohne
wochenlange Aufrufe zu Gegen-
aktionen w�re die �ffentlichkeits-
wirksamkeit dieser Demonstratio-
nen deutlich geringer.

Hinzu kommt, dass das Misstrauen
in die eigene Justiz die staatlichen
Organe und mithin die Demokratie
in einem erschreckendem Maße
schw�cht; dies ist durch den gefor-
derten Einsatz von „zivilgesell-
schaftlichem Engagement“ wohl
kaum gutzumachen – besonders
wenn sich die anf�ngliche Euphorie
dann doch mal totlaufen sollte, weil
es eben auch attraktivere Wochen-
endt�tigkeiten gibt als zu demons-
trieren. Jede Radikalisierung an die-
ser Stelle, auch die von „linker“ Sei-
te, tr�gt zu einer Schw�chung der
Demokratie bei – das sollten wir
nicht aus den Augen verlieren.
Wenn, nach Berichten der Morgen-
post, am 9. Dezember in Berlin-
Treptow etwa 500 Teilnehmer an
Gegenveranstaltungen zu einer De-
monstration von 200 Rechtsextre-
misten teilnahmen, zu denen Ge-
werkschaften, die Parteien und so-
gar der Bezirksb�rgermeister und
das Bezirksamt Treptow-Kçpenick
aufgerufen hatten, l�sst das nur den
Schluss zu, dass mit derartigen Auf-
rufen bald keiner mehr hinter dem
Ofen hervorzulocken sein wird, und
dass keiner es mehr merken wird,
wenn es wirklich wieder ernst wird.
Anderenfalls m�sste man sich wohl
der kulturpessimistischen Deutung
hingeben, dass es bereits wieder zu
sp�t ist, den Anf�ngen zu wehren.

Auch aus diesem Grund ist es unab-
dingbar, das Verbot der NPD weiter
mit der gebotenen Ernsthaftigkeit zu
betreiben. Es ist nicht hinnehmbar,
dass eine Partei, von der allseits
angenommen wird, dass sie ver-
fassungsfeindlich und undemokra-
tisch ist, mit Steuergeldern finan-
ziert wird.

Wichtig ist weiterhin die Fçrderung
von Projekten wie etwa Aussteiger-
programmen f�r Rechtsextreme

und politischen Bildungsmaßnah-
men, die das Bewusstsein f�r die
Verantwortung bei jedem Einzelnen
daf�r schaffen, was Demokratie be-
deutet und dass es eine sehr m�hse-
lige Staatsform ist, die nicht nur
Rechte, sondern auch Pflichten be-
inhaltet. Ein Beispiel hierf�r ist die
Kreuzberger Initiative gegen Anti-
semitismus (http://www.kiga-ber
lin.org/), die aus einer migranti-
schen Initiative als Reaktion auf
den zunehmenden Antisemitismus
nach den Anschl�gen auf Synago-
gen in Istanbul 2003 entstand und
die inzwischen beachtenswerte
Konzepte f�r die Arbeit mit Migran-
ten aus muslimisch gepr�gten L�n-
dern entwickelt hat. Sie hat damit
in vorausschauender Weise ein
Problem erkannt, das uns in Zukunft
weiter Sorgen bereiten wird.

Gedenkst�ttenarbeit

Die Situation der Berliner und Bran-
denburger Gedenkst�tten ist finan-
ziell gesehen eine Katastrophe und
der Kampf um die notwendigen
Mittel Sisyphosarbeit. Allerdings
geht es in kleinen Schritten auch vo-
ran: vom Bau der Topographie des
Terrors hçrt man keine Skandale
mehr, das Gel�nde ist frei ger�umt
und der Baubeginn soll im Septem-
ber 2007 erfolgen. Dazu gab es
das Dokumentationszentrum NS-
Zwangsarbeit in Berlin-Schçnewei-
de, das der Stiftung Topographie
des Terrors am 24. August 2006 of-
fiziell �bergeben wurde. Am 4. De-
zember wurde das Museum Blin-
denwerkstatt Otto Weidt feierlich
erçffnet, das unter der Obhut der
Gedenkst�tte deutscher Widerstand
steht. Abgesehen davon gibt es
nichts Erfreuliches zu berichten:
Besonders auf dem Gebiet der Wei-
terbildungsmçglichkeiten f�r Leh-
rer gibt es Defizite. Richtig ist, dass
Berlin die anstehenden Aufgaben
nicht alleine finanzieren kann. Ob
der Appell an den Bund nutzen
wird, steht allerdings auf einem an-
deren Blatt. Und zu der j�ngeren
Geschichte, deren Andenken es zu
gestalten gilt, gehçrt ja auch die
DDR, ein Thema, das in Berlin ger-
ne weiter vernachl�ssigt wird.

Internationalit�t

Das Thema Migration und Integrati-
on treibt in Berlin gelegentlich echte
Stilbl�ten. So sind nur wenige irri-
tiert, wenn der Kreuzberger Be-
zirksb�rgermeister fordert, Feuer-
wehrleute sollten k�nftig t�rkisch
sprechen – konsequent, angesichts
unserer Internationalit�t w�re da
eher eine babylonische Sprachen-
vielfalt, denn was ist mit Arabern,
Bosniern, Russen, Polen, Vietname-
sen, Engl�ndern, Amerikanern, Spa-
niern, Italienern, Franzosen oder
Griechen, um nur einige zu nennen,
die weder deutsch noch t�rkisch
verstehen? Auch das Land Berlin
und auch der Bezirk Friedrichshain-
Kreuzberg sollten zu dem Schluss
kommen, dass es Sinn macht, eine
verbindliche Amtssprache zu haben,
und die sollte in Deutschland
deutsch sein. Nat�rlich soll niemand
seine Herkunft verleugnen, aber
zum Leben in Deutschland gehçrt
eine vern�nftige Schulausbildung,
f�r die der Erwerb der deutschen
Sprache unabdingbar ist. Hier muss
angesetzt und weiter gefçrdert wer-
den. Auch darf das Recht auf freie
Religionsaus�bung nicht zu unguns-
ten Andersdenkender ausgelegt
werden, die dann in ihren Rechten
eingeschr�nkt werden sollen. Hier
wird noch eine Menge Aufkl�rungs-
arbeit zu leisten sein, ehe die Inter-
nationalit�t Berlins im Sinne von
Weltoffenheit verstanden werden
kann. Denn auch Internationalit�t
kann engstirnig sein, wenn sie auf
der Suche nach einer Bew�ltigung
der Vergangenheit die eigene Iden-
tit�t verleugnet und damit neue
Fronten schafft. �ngste abbauen be-
deutet auch, vor sich selbst und vor
dem Deutschsein keine Angst zu ha-
ben und dabei trotzdem das nçtige
Augenmaß zu wahren.

Wie schwierig das ist, hat gerade
eine Satireaktion der Zeitschrift
„Tempo“ f�r eine einmalige Aus-
gabe im Dezember 2006 bewiesen,
bei der 100 deutschen Prominenten
namens einer „Deutschen National-
akademie“ die Ehrendoktorw�rde
angeboten wurde. Nur eine Hand-
voll durchschaute das Angebot und
lehnte entsprechend ab.
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BundWiderstand und Verfolgung (BWV-Bayern)

Ausstellung des BWV-Bayern vom 2. bis 20. M�rz in N�rnberg:

Gegen Diktatur – Demokratischer Widerstand
in Deutschland 1933–1945/1945–1989
Die im Auftrag des Zentralverban-
des Demokratischer Widerstands-
k�mpfer- und Verfolgtenorganisa-
tionen (ZDWV) und der Gedenk-
st�tte Deutscher Widerstand ge-
schaffene Ausstellung ist als Bau-
stein f�r eine zeitgem�ße und zu-
kunftsorientierte Erinnerungskultur
der Bundesrepublik Deutschland
konzipiert. Sie stellt auf 30 Tafeln
Menschen vor, die in der Diktatur
gegen diese aktiv wurden und deren
mutiges Handeln der Demokratie in

Deutschland den Boden bereitet
hat. Unter den vorgestellten Persçn-
lichkeiten finden sich bekannte Op-
positionelle wie Carl von Ossietzky
und J�rgen Fuchs, Helmuth Graf
von Moltke und Rudolf Bahro,
Claus Schenk Graf von Stauffen-
berg undMatthias Domaschk. Es er-
scheinen auch Menschen, die gegen
beide Diktaturen Widerstand leis-
teten wie Robert Havemann, Wer-
ner R�diger, Wilhelm Grothaus und
Heinz Brandt.

Erçffnung am Freitag,
2. M�rz 2007, 16.00 Uhr

in der Halle des �mtergeb�u-
des Theresienstraße 7 in N�rnberg
durch Oberb�rgermeister Dr. Ulrich
Maly und Landtagsvizepr�sident
a.D. Bertold Kamm.

�ffnungszeiten:

Mo.–Do. 7.00–16.30 Uhr,
Freitags 7.00–15.30

Zentralverband Demokratischer Widerstandsk�mpfer-
und Verfolgtenorganisationen e.V. (ZDWV)

Trauer um Mosche Drori
Der Vorsitzende des dem deutschen Zentralverband Demokratischer Widerstandsk�mpfer-
und Verfolgtenorganisationen (ZDWV) freundschaftlich verbundenen israelischen Verbandes
INVALIDS’ ASSOCIATION OF NAZI PERSECUTION AND BRANCHES, Mosche Drori,
ist am 13. Januar 2007 verstorben.

In ihrem Beileidsschreiben an den neuen Vorsitzenden des Verbandes, Josef Czarny, schrieb
die Vorsitzende des ZDWV, Dr. h.c. Annemarie Renger: „In der langen Zeit, da er zusammen
mit seiner lieben Frau Miriam allj�hrlich unsere Veranstaltung zum Gedenken an das Attentat
auf den verbrecherischen Tyrannen am 20. Juli in Berlin besuchte, war Mosche Drori den deut-
schen Widerstandsk�mpfern ans Herz gewachsen. Wir werden Mosche Drori nie vergessen und
in der Erinnerung an ihn einen zus�tzlichen Ansporn sehen, im Kampf gegen Antisemitismus
und Neonazismus nicht nachzulassen.“
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Neuerscheinungen
J�rgen Weber (Hrsg.):

Illusionen, Realit�ten, Erfolge
Zwischenbilanz zur Deutschen Einheit.
Olzog Verlag M�nchen 2006
304 Seiten, 19,90

Nicht die Vereinigung, sondern das
SED-System war die Ursache der Probleme

Deutschland hat sich ver�ndert. In Ost und West ist
nichts geblieben, wie es war. Die Deutschen schwanken
zwischen Ern�chterung und Zukunftshoffnung. Was
uns im Rausch des Mauerfalls zuzufliegen schien, er-
weist sich inzwischen als Generationenaufgabe. Denn
der Systemwechsel von der Zentralverwaltungswirt-
schaft zur sozialen Marktwirtschaft verlief komplizier-
ter als gedacht. Der Traum von einem zweiten Wirt-
schaftswunder durch Milliarden-Transfers ist durch die
zunehmende Arbeitslosigkeit zerstoben. Im Westen
wird die finanzielle Belastung durch die Einheit beklagt,
im Osten ist die allgemeine Stimmungslage durch Ent-
t�uschung und nostalgische Tendenzen und Verkl�run-
gen gekennzeichnet. �bersehen wird dabei nicht selten
das zwangsl�ufige Versagen des Mauerstaates DDR,
das die wichtigste Ursache f�r die Entwicklung im Os-
ten war.
Dennoch besteht wahrlich kein Anlass zu undifferen-
ziertem Pessimismus, jedenfalls f�r den, der die histori-
sche der zeitdiagnostischen Perspektive vorzieht wie
Richard Schrçder: „Die deutsche Einigung war f�r die
DDR der k�rzeste Weg zur Freiheit und der k�rzeste,
wenn auch schmerzliche Weg zum wirtschaftlichen
Neuanfang und zum Anschluss an den Weltmarkt. F�r
den Westen war sie die Einlçsung einer Selbstverpflich-
tung im Grundgesetz. Genauer hat sich keiner von uns
die deutsche Einheit vorgestellt. Deshalb hatte auch nie-
mand etwas f�r diesen unwahrscheinlichen Fall in der
Schublade, und schon deshalb ist es kein Wunder, dass
das Unerwartete, Unvorbereitete anders ausgefallen ist,
als wir es uns vorgestellt haben.“
Schrçders Pl�doyer lenkt den Blick auf die Bedeutung
der Wiedervereinigung. Die exorbitanten Einigungskos-
ten kçnnten als versp�tete Kriegsfolgelasten verbucht
werden:
„Erst mit dem Beitritt der DDR zum Grundgesetz ist der
1933 vollzogene Austritt Deutschlands aus der rechts-
staatlichen und demokratischen Tradition r�ckg�ngig
gemacht worden.“ In diesem Kontext sei die deutsche
Einigung bislang „unglaublich gut verlaufen“.
Hingegen dominiert in den zeitdiagnostischen Ana-
lysen, die weitgehend das Bild der �ffentlichkeit be-
stimmen, die eher d�stere Botschaft der çkonomischen
Perspektive und hat Kassandra Konjunktur.

Der çffentliche Diskurs �ber Fehlentwicklungen und
Vers�umnisse im Einigungsprozess hat die Akademie
f�r Politische Bildung Tutzing veranlasst, eine Zwi-
schenbilanz zur Deutschen Einheit vorzulegen. Nam-
hafte Autoren befassen sich in dem vom Historiker und
Politologen J�rgen Weber 2006 herausgegebenen Sam-
melband im Olzog Verlag mit allen Aspekten des Wie-
dervereinigungsprozesses der letzten Jahre. Ihre Beitr�-
ge sind auch f�r den Kundigen informativ und gl�nzen
durch �berzeugende Analysen. Empirische Unter-
suchungen, statistische Daten und Umfragedaten erhç-
hen den Informationswert.

Nach dem Vorwort von Akademiedirektor Heinrich
Oberreuter und der lesenswerten Einleitung des Heraus-
gebers J�rgen Weber besch�ftigt sich Joachim Gauck
mit dem langen Nachwirken zweier Diktaturen. In sei-
nem nachdenklich stimmenden Beitrag beschreibt er
die allt�gliche Anpassung und Unterwerfung in der Dik-
tatur, die politische Ohnmacht und den Gehorsam, was
das Leben und die Demokratie ruiniert hat. Seiner ab-
schließenden Wertung kann der Leser eigentlich nur zu-
stimmen:

„Wir haben in den letzten Jahren Wunderbares in
Deutschland gesehen. Dieses Land ist nicht nur gezeich-
net von den Diktatoren und ihren uns�glichen Verbre-
chen, sondern wir haben im Westen gesehen, wie eine
Zivilgesellschaft emporwuchs. Sechzig Jahre haben wir
jetzt hinter uns, eine Entwicklung ohne Krieg, mit B�r-
gerrechten und Menschenrechten im Westteil. Das hat
die deutsche Nation in ihrer Geschichte noch nie er-
blickt. Wo ist eigentlich die Dankbarkeit – besonders
der westdeutschen Landsleute – f�r dieses wunderbare
Produkt der j�ngsten Politikgeschichte? Ich sehe sie
nicht. Und wenn ich meine Ossis angucke: Wo ist ihre
Dankbarkeit f�r diese enorme �berraschung einer Frei-
heitsrevolution? Sie waren so lange auf Untertan, auf
Staatsinsasse trainiert, und plçtzlich, aus Sehnsucht
nach Freiheit, nahmen sie Abschied von dieser Rolle.
Auf den Straßen riefen sie „Wir sind das Volk!“. W�r-
den wir in Frankreich leben, st�nde dieser Satz in jedem
Klassenzimmer, damit die Nation sich sagt, Mensch,
das sind wir, wir k�mpfen f�r die Freiheit. Diese B�rger,
die sich die Freiheit nicht auf dem Tablett haben servie-
ren lassen, sondern sie sich erk�mpft haben, bilden den
anderen, den guten Teil eines Deutschlands, das wir
achten kçnnen, weil es sich f�r die Freiheit entschieden
hat.“

Der Historiker Stefan Wolle kn�pft mit dem Beitrag
„Zwischen Platte und Maschendraht“ an sein Buch
„Die heile Welt der Diktatur“ an, das noch immer eine
Empfehlung verdient. Witzig und originell beschreibt
er die „Kuhw�rme des Kollektivs“, den „sauberen Staat
DDR“, die „sozialistische Wartegemeinschaft“ und be-
kr�ftigt seine bekannte These, dass die DDR-Identit�t
geboren wurde, als die DDR starb.
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Ein eher bitteres Fazit zieht Achim Beyer, 1951 im
„Werdauer Obersch�ler-Prozess“ zu 8 Jahren Zucht-
haus verurteilt, unter der provokanten �berschrift „Die
T�ter verwçhnt – die Opfer verhçhnt?“. Die sehr per-
sçnlichen Ausf�hrungen des bekannten Publizisten, der
nach drei Jahrzehnten T�tigkeit als Wissenschaftlicher
Mitarbeiter im Erlanger Institut f�r DDR- und Verglei-
chende Deutschland-Forschung in Seminaren und Schu-
len als Zeitzeuge gefragt ist, umfassen die Rehabilitie-
rung und Haftentsch�digung sowie Rentenprobleme
und den Kampf der Opfer der SED-Diktatur um Korrek-
turen und Verbesserungen durch den Gesetzgeber. Die
skeptische Frage Beyers, ob die Einf�hrung einer Opfer-
pension, von der Politik 2005 angek�ndigt, ein neuerli-
ches Versprechen ohne Umsetzung ist, hat der Bundes-
tag unl�ngst im Sinne der ehemaligen politischen H�ft-
linge beantwortet.

Dass die Demokratie den Einsatz f�r Demokratie im
Staat der SED nicht angemessen anerkennt und Betrof-
fene sich fragen, ob ihr Opfer und Widerstand sich ge-
lohnt haben, wenn sie sehen, dass sie wegen der Wir-
kungen von Verfolgungsmaßnahmen zu den sozial und
gesundheitlich Schwachen gehçren, w�hrend die sys-
temnahen Eliten und Kader sich in der Regel rechtzeitig
materielle und ideelle Vorteile sichern konnten, be-
schreibt Ehrhart Neubert mit seiner langj�hrigen Erfah-
rung in der Beratung ehemals politisch Verfolgter des
SED-Regimes.

Als ehemaliger Fachbereichsleiter in der Abteilung Bil-
dung und Forschung der „Gauck/Birthler-Behçrde“
weiß Neubert aber auch, dass sich viele politisch Ver-
folgte am Aufbau einer lebendigen Demokratie betei-
ligen und sich an der gewonnenen Freiheit freuen, be-
sonders f�r die Jugend, die ihnen selbst oft gestohlen
worden war:

„Viele gehen in Schulen und treten dort als Zeitzeugen
auf oder beteiligen sich anderweitig an der Erinnerungs-
arbeit. Es geht ihnen auch um die Verhinderung neuer
Unfreiheit, in welcher Gestalt auch immer. Die Opposi-
tionellen und Widerst�ndler, die politischen H�ftlinge
und widerspenstigen Abweichler der DDR haben uns
mit ihren Erz�hlungen von Mut und Widerstandskraft,
von Individualit�t und Selbstbehauptung, von Kultur in
der geistigen W�ste des ideologischen Totalitarismus,
von der Freiheit der �ußerlich Gefangenen viel zu ge-
ben. Diese Erz�hlungen braucht die Demokratie, um
ihre eigene Geschichte zu entwickeln, ihre Grundlagen
zu verstehen und ihre Richtung in die Zukunft zu fin-
den.“

Die neue Publikation aus Tutzing, die die stattliche Rei-
he der Sammelb�nde von bundesweit beachteten Ta-
gungsergebnissen der Akademie f�r Politische Bildung
inhaltlich und aktualisiert fortsetzt, ist f�r jeden, dem
die „innere Einheit“ nicht gleichg�ltig ist, ein ebenso
breit gef�chertes wie wissenschaftlich fundiertes Ange-
bot, eine realistische und ehrliche Zwischenbilanz zur
Deutschen Einheit, die die strafrechtliche Aufarbeitung
des DDR-Unrechts (Oberstaatsanwalt Bernhard Jahntz,
Berlin), die Kritik am Aufbau Ost (Ulrich Heilemann,
Leipzig), die Entwicklung der Wirtschaft in Ostdeutsch-
land im Vergleich zu den çstlichen Nachbarl�ndern

(Wolfgang Quaisser, Tutzing) und Gunther Hellmanns
Analyse mit Umfragedaten zur deutschen Außen- und
Sicherheitspolitik „Europ�isches Deutschland oder
deutsches Europa?“ einbezieht.
Der Sammelband ist ein wichtiger Beitrag f�r die politi-
sche und staatsb�rgerliche Bildung. Sachbuch und span-
nende Lekt�re schließen hier einander nicht aus. Ein
Gl�ckwunsch nach Tutzing an den Herausgeber J�rgen
Weber und „seine“ Autoren!

Hans-J�rgen Grasemann

Uwe Backes

Politische Extreme
Eine Wort- und Begriffsgeschichte von der Antike bis zur
Gegenwart
Gçttingen 2006 (Vandenhoeck & Ruprecht), 310 S.

In ein gutes „Waffenarsenal“ der Demokratie
gehçrt auch Theorie

Die Bezeichnungen „politische Extreme“ und „politischer Ex-
tremismus“ kursieren in der çffentlichen Diskussion schon seit
Jahrzehnten. Woher kommen derartige Formulierungen? Wie
wurden sie in der Vergangenheit genutzt? Und welche Schl�s-
se kann man daraus f�r ihr gegenw�rtiges Verst�ndnis ziehen?
Diesen Fragen widmet sich der Politologe Uwe Backes, stell-
vertretender Direktor des Hannah-Arendt-Instituts in Dresden,
in seinem neuesten Buch „Politische Extreme. Eine Wort- und
Begriffsgeschichte von der Antike bis zur Gegenwart“.

Es lçst historisch-chronologisch gegliedert das Versprechen
des Untertitels ein: Mit dem Ursprung in der altgriechischen
Maßethik beginnend zeichnet der Autor die Verwendung des
Terminus in der Aristotelestradition bis zum Fr�hhumanismus
nach. Dem folgend geht es um die Wortgeschichte im Kontext
der Ideologien des 19. Jahrhunderts bis in die Gegenwart, wo-
bei die deutsche Wahrnehmung im Zentrum des Interesses
steht. Backes setzt die Entwicklung dabei immer in den Kon-
text des Spannungsverh�ltnisses zu Mitte und Mischverfas-
sung bzw. Demokratie und Konstitutionalismus.

Gegen Ende definiert er Extremismus als Antithese zu den
letztgenannten politischen Prinzipien und entwickelt eine drei-
teilige Typologie: demokratischer Antikonstitutionalismus,
konstitutioneller Antidemokratismus und antikonstitutioneller
Antidemokratismus. In diesem Kontext finden sich auch be-
achtenswerte Achsenmodelle, die Varianten des Extremismus
wie Anarcho-Kommunismus, Marxismus-Leninismus, Natio-
nalsozialismus und Theokratie verorten.

Mit seinem Buch „Politische Extreme“ legt Backes erstmals
eine detaillierte Begriffsgeschichte zu diesem Terminus vor.
Man darf seiner intensiven Spurensuche in den Diskursen der
Geschichte und Gegenwart Bewunderung zollen. Nicht nur
im Aristoteles-Abschnitt beeindruckt er mit seiner genauen
analytischen Sezierarbeit. Gegen Ende der historischen Kapi-
tel h�tte man sich noch eine problemorientierte Zusammenfas-
sung gew�nscht. Auch sind die typologischen Ausf�hrungen
im Schlusskapitel zu knapp gehalten. Vielleicht bieten sie
aber auch den Ansatz f�r ein weiteres Buch. Das Vorliegende
wirkt mitunter etwas zu theorielastig. Gleichwohl muss man
sich auch damit in der Extremismusforschung auseinander set-
zen. Backes liefert erneut dazu einen gewichtigen Beitrag.

Armin Pfahl-Traughber
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Wilhelm Dietl/Kai Hirschmann/Rolf Tophoven

Das Terrorismus-Lexikon
T�ter, Opfer, Hintergr�nde
Frankfurt/M. 2006 (Eichborn-Verlag), 455 S., 24,90

Wer sich �ber die unterschiedlichsten Facetten des Terroris-
mus – und zwar nicht nur in seiner islamistischen Variante –
informieren mçchte, kann jetzt zu einem „Terrorismus-Lexi-
kon“ greifen. Es stammt aus der Feder des Journalisten Wil-
helm Dietl und der beiden Mitarbeiter des Instituts f�r Terro-
rismusforschung und Sicherheitspolitik Kai Hirschmann und
Rolf Tophoven. In ihrem Buch reihen die Autoren allerdings
nicht einzelne Artikel alphabetisch aneinander, sondern pr�-
sentieren in acht Kapiteln gut strukturiert wichtige Erkenntnis-
se zu den jeweiligen Themen: Es geht dabei zun�chst um den
Wandel des Terrorismus gestern und heute, danach um den
ethno-nationalen Terrorismus von der ETA bis zu den Tamil
Tigers und den sozialrevolution�ren Terrorismus von der deut-
schen RAF bis zur t�rkischen Dev Sol.

Anschließend widmen sich die Autoren dem Terrorismus mit
staatlicher Beteiligung, besonders ausf�hrlich dem Dschiha-
dismus der Islamisten sowie den Durchf�hrungsformen des
Terrorismus und den Bek�mpfungsans�tzen. Die einzelnen
Kapitel sind �beraus informativ und gut strukturiert – mitunter
allerdings zu stark referierend gehalten. Etwas �rgerlich ist,
dass Informationen und Zitate nicht genauer nachgewiesen
werden. Auch w�re ein kleines Kapitel zum Rechtsterrorismus
nicht nur in Deutschland, sondern auch in Großbritannien und
Italien w�nschenswert gewesen. Hart gehen die Autoren mit
den aus ihrer Sicht vçllig verfehlten Bek�mpfungsstrategien
der USA ins Gericht. Statt einer einseitigen Fixierung auf mi-
lit�rische Mittel pl�dieren sie f�r eine st�rkere Auseinander-
setzung mit Gewaltideologien und eine glaubw�rdigere Prin-
zipienpolitik.

Armin Pfahl-Traughber

Jçrg Berlin/Adrian Klenner (Hrsg.)

Vçlkermord oder Umsiedlung?
Das Schicksal der Armenier im Osmanischen Reich.
Darstellung und Dokumente

Kçln 2006 (PapyRossa-Verlag), 410 S., 24,90

„Die Erinnerung an genozidales Geschehen oder seine Leug-
nung sind zentrale Indizien f�r das Demokratiepotenzial in T�-
ter- wie Opfergesellschaften“. Dieser Satz des bekannten His-
torikers Wolfgang Benz kann als indirekte Anspielung auf den
offiziellen Umgang der T�rkei mit den Massenmorden an den
Armeniern 1915/16 interpretiert werden. �ber diese Ereignis-
se und ihre Hintergr�nde legten nun der Historiker Jçrg Berlin
und der Geschichtsdidaktiker Adrian Klenner eine umfangrei-
che Dokumentation vor. Unter dem Titel „Vçlkermord oder
Umsiedlung? Das Schicksal der Armenier im Osmanischen
Reich“ pr�sentieren sie darin zun�chst einen historischen
�berblick und danach eine Sammlung von knapp 260 Doku-
menten.

Diese gehen auf die Vorgeschichte und Planung der Massaker
ein, widmen sich aber auch dem armenischen Widerstand und
den t�rkischen Helfern gegen die Regierungspolitik des Vçl-
kermords. Aufgegriffen werden außerdem Propaganda und
T�uschungsversuche sowie offizielle gegenw�rtige t�rkische

Stimmen zu den Ereignissen. Leider setzen sich die Heraus-
geber mit Letzteren nicht n�her auseinander. Dies schm�lert
allerdings nicht die erdr�ckende Last der historischen Doku-
mente, die unabh�ngig voneinander die Massenmorde bele-
gen. Umstritten kann allenfalls noch sein, ob sie auf einen be-
stehenden Plan zur�ckgingen oder das Ergebnis von konkreten
historisch-politischen Prozessen waren. Den Genozid selbst
kann man angesichts der abgedruckten Belege eigentlich nicht
mehr leugnen oder verharmlosen. Um so erschreckender, dass
es heute noch in der T�rkei geschieht.

Armin Pfahl-Traughber

Reinhard Grimmer, Werner Irmler,
Willi Opitz, Wolfgang Schwanitz (Hrsg.)

Die Sicherheit
Zur Abwehrarbeit des MfS
Berlin 2002, edition ost, 1.284 S., 68,00

Nicht mehr neu, aber bezeichnend.

Keine Neuerscheinung, aber passend in die aktuelle Debatten-
landschaft ist das von Reinhard Grimmer, Diplomjurist, Di-
plomgesellschaftswissenschaftler, Dr. jur., Oberst a.D., MfS/
AfNS 1960–1990, Offizier f�r Grundsatzdokumente (ZAIG)
zusammen mit drei ehemaligen MfS-Gener�len herausgegebe-
ne Buch �ber die „Wahrheit“ zur Abwehrarbeit des MfS. Es
l�sst die M�rchenb�cher der Gebr�der Grimm verblassen; sie
wirken dagegen einf�ltig, bieder, simpel und schwach: „Grim-
mer“ als Steigerung von „Grimm“?

Diesen Eindruck hatte der Rezensent nicht nur beim Lesen der
beiden Kapitel �ber die „Untersuchungsorgane“ des MfS (HA
IX) und den „Untersuchungshaftvollzug im MfS“ (Abt. XIV)
und dem dort u.a. beschriebenen „menschlichen Verhalten
gegen�ber Sorgen und Problemen des Beschuldigten“
(Bd. 2/445); dies nicht nur aufgrund persçnlicher Erinnerung,
sondern anhand der (vom MfS archivierten!) Akten. In vielen,
sehr vielen �hnlichen F�llen wurden Menschen wegen ihrer
politisch nicht opportunen Kritik am diktatorischen SED-Sys-
tem mittels der DDR-Gesetzgebung kriminalisiert. Die Auto-
ren berufen sich st�ndig darauf, dass sie grunds�tzlich und im-
mer nur „nach Recht und Gesetz der DDR“ pflichtgem�ß ge-
handelt h�tten – nur gelegentlich wird auf die im SED-Staat
hçherwertige Parteidisziplin hingewiesen. Nirgendwo wird je-
doch problematisiert, wie diese „Gesetze“, dieses „sozialisti-
sche Recht“ zustande kam: �ber den Missbrauch des politi-
schen Strafrechts der DDR haben sich auch ehemalige DDR-
Rechtswissenschaftler (Hermann Klenner u.a.) und hohe
SED- und PDS-Funktion�re (Dietmar Keller u.a.) sehr kritisch
ge�ußert – und wurden nicht selten als „Nestbeschmutzer“
oder auch „Verleumder“ von ihren eigenen Genossen be-
schimpft.

Die Geschichte der SED-DDR wird so beschrieben und inter-
pretiert, wie es in den mit der Publikation gewollten Rechtfer-
tigungsrahmen passt. Vieles liest sich wie inzwischen bekann-
te Lehrb�cher der MfS-Hochschule: die Diktion, der Aufbau,
die Abfolge der Argumente und beschriebenen Arbeitsschritte
– wirklich nichts Neues. Der Leser kann sich hunderte von
Seiten der Lekt�re ersparen, sofern er die propagandistisch
und ideologisch gepr�gten und gef�rbten Geschichtsb�cher
aus DDR-Zeiten kennt (von deren einseitigem Inhalt nicht
nur einige der damaligen Autoren, sondern auch die Histori-
sche Kommission der PDS weitgehend abger�ckt sind). Wort-
wahl und Stil gleichen sich auffallend, un�bersehbar. Ersparen
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kann sich die Lekt�re auch derjenige, der die Publikationen
der BStU, Abteilung Bildung und Forschung (BF), kennt, ins-
besondere die Dokumenten-B�nde mit den Richtlinien und
Anweisungen des Ministers Erich Mielke. Aus diesen Doku-
menten wird laufend unkritisch zitiert, in einer Art und Weise,
die erschrocken macht: die Autoren gehen auch heute noch da-
von aus, dass alles „rechtens“ gewesen sei. Bemerkenswert
sind noch mehr die von den Autoren dabei vorgenommenen
Auslassungen: nicht zitiert werden z.B. die schlimmen, sehr
konkreten und menschenverachtenden Anweisungen aus der
Richtlinie 1/76 zur „Zersetzung“.

Daraus ergibt sich zwingend die Frage, was die Gener�le und
Obristen des MfS der �ffentlichkeit als „Wahrheit“ auf-
getischt h�tten, wenn nicht aus der unfreiwilligen Hinterlas-
senschaft des MfS die Dokumente (Richtlinien, Direktiven
etc.) bereits verçffentlicht worden w�ren, an deren Existenz
und Authentizit�t sie nicht vorbei kçnnen. Aber dar�ber hi-
naus werden keinerlei neuen Erkenntnisse �ber die Arbeit des
MfS vermittelt – besser: preisgegeben!

Es erfolgt vielmehr eine nur als dreist und frech zu bezeich-
nende Umkehr des Sachverhaltes: „Die Behçrde des BStU
kam nicht umhin, die Richtlinien des MfS, die seit 1950 f�r
die Arbeit mit IM der Abwehrdiensteinheiten zur Gew�hrleis-
tung der inneren Sicherheit der DDR galten – einschließlich
der Durchf�hrungs- und erg�nzenden Bestimmungen – zu ver-
çffentlichen.“ (S. I/337)

Die Autoren – elf Gener�le, f�nf Oberste und vier Oberstleut-
nante – haben keinerlei Schuldbewusstsein, es gibt nirgendwo
eine Entschuldigung – es bleibt bei einer Rechtfertigung.
Schuldzuweisungen gibt es dennoch nicht wenige: die meisten
richten sich an die „Imperialisten“, die „westlichen Geheim-
dienste“ usw., aber auch gelegentlich an die SED-F�hrung
– „der Generalsekret�r des ZK der SED“ –, welche das MfS
sogar „missbraucht“ habe; dennoch wurde strengste Parteidis-
ziplin gewahrt. Eben diese Gener�le erf�llten – verst�ndlicher-
weise ebenso ihre Untergebenen – bedingungslos jeden Be-
schluss des Politb�ros (auch wenn er an den formal-demokra-
tischen Strukturen der DDR vorbeiging), selbst „Hinweise“
wurden als „Befehl“ verstanden und entsprechend ausgef�hrt.
Dass der oberste MfS-Vorgesetzte Mielke als Politb�romit-
glied an den absolut unanfechtbaren Vorgaben direkt beteiligt
war (und mithin schon mal nicht alles auf Erich Honecker al-
lein abgew�lzt werden kann), wird nicht so deutlich wie der
Hinweis darauf, dass durch ihn unmittelbar nach Sitzungen
des Politb�ros „die Aufgaben f�r die Arbeit aller Diensteinhei-
ten des MfS abgeleitet und verbindlich angewiesen wurden“
(S. I/115). Es heißt weiter, dass die „verbindlichen Handlungs-
grundlagen milit�risch exakt – mit Befehlen, Richtlinien, Wei-
sungen, politisch-operativen Orientierungen, operativen Maß-
nahmen etc. ausgearbeitet und entsprechend den Festlegungen
in den Diensteinheiten erl�utert“ wurden. Kein Wort dar�ber,
inwieweit die Autoren des vorliegenden Buches – hçchste Mi-
lit�rr�nge des MfS – an der Ausarbeitung beteiligt waren –
oder sollte das alles Erich Mielke allein bew�ltigt haben?

Das MfS war kein Geheimdienst, sondern – nach den bekun-
deten Aufgabenstellungen – eine „Geheimpolizei“ oder „Ideo-
logiepolizei“ (Siegfried Mampel). Dennoch wird im Buch das
MfS mit Geheimdiensten demokratischer Staaten gleichge-
setzt; noch mehr: dort sei es vielfach weniger rechtstreu zuge-
gangen! Schließlich sei die DDR ein „ganz normaler Staat“

gewesen. Alle Mitarbeiter des MfS, ihre „Offiziere im beson-
deren Einsatz“ (OibE), s�mtliche IM, sie „alle handelten in
der ehrlichen �berzeugung, der DDR, ihren B�rgerinnen und
B�rgern, vor allem aber der Erhaltung des Friedens und der
Verst�ndigung der Vçlker zu dienen. Daran �ndern auch die
Versuche nichts, sie zu diskriminieren und so ihre seit
1989/1990 betriebene gesellschaftliche Ausgrenzung zu recht-
fertigen.“ (Bd. 2/152)

Das Buch erschien genau in jener Zeit, da der von Alt-Bundes-
kanzler Helmut Kohl ausgelçste „Aktenstreit“ dazu h�tte f�h-
ren kçnnen, dass die Stasi-Akten nur noch eingeschr�nkt
– oder gar in den Originalen teilweise vernichtet – der �ffent-
lichkeit und der wissenschaftlichen Forschung zug�nglich ge-
worden w�ren. Die Autoren – MfS-Gener�le und Obristen –
sowie weitere tausende ehemalige SED-Funktion�re freuten
sich schon auf ihre (erneute?) Interpretations-Hoheit �ber die
SED-Diktatur, die sie als „demokratisch“ und weiterhin „zu-
kunftstr�chtig“ betrachten. Das vorliegende Buch ist nicht der
erste und wohl auch nicht der letzte Versuch dazu, aber in die-
sem Fall ein ganz bedenklicher, �bler, heimt�ckischer und ge-
f�hrlicher.

Das wird auch nicht gemildert durch das Vorwort – „Ein Pl�-
doyer“ genannt – von Dr. jur. Peter-Michael Diestel, Rechts-
anwalt in Potsdam, Stellvertretender Ministerpr�sident und
letzter Innenminister der DDR (so Bd. 1/7); er war auch im Ja-
nuar 1990 Gr�ndungsmitglied der DSU und ihr Generalsekre-
t�r, ab August 1990 CDU-Mitglied; heute gilt er als Lieblings-
anwalt f�r „SED-Systemnahe“, insbesondere f�r ehemalige
MfS-Mitarbeiter.

Achim Beyer
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